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1910 besitzt die Genossenschaft bereits 
6 Häuser mit insgesamt 97 Wohnungen.
Zu einem Großteil dieser Wohnungen
gehören noch Stallungen für Kleinvieh
und Gärten. Der Revisionsbericht vom
selben Jahr merkt an: „Die Häuser schei-
nen solide gebaut zu sein und machen
einen sehr freundlichen Eindruck.“

Zwei Jahre darauf sind wieder zwei
neue Häuser hinzu gekommen, eines mit
14 Wohnungen, das andere mit 18 Woh-
nungen. Die Revision erkennt eine „gün-
stige Auswirkungen auf die Verzinsung“,
weil die Mieter sich abwechseln bei der
Reinigung und Beleuchtung von Korrido-
ren und Treppen und sogar bei der Ver-
waltung der Häuser. Zur Erhöhung des
genossenschaftlichen Reservefonds wird
eine „angemessene Mieterhöhung“ frei
werdender Wohnungen angestrebt.

Bei dem Tempo und dem Maß an
Schaffenskraft bleibt einiges auf der
Strecke. So rüffelt der Prüfungsbericht

1909 den Aufsichtsrat: „Der Aufsichtsrat
hat die Kassen- und Buchprüfung in der
Zeit vom 1.1. bis 15.11.08 nur dreimal vor-
genommen. Es wird für erforderlich er-
achtet, dass die Prüfung, wenn nicht
monatlich, so doch mindestens regel-
mäßig vierteljährlich stattfindet und zwar
nicht gelegentlich der Aufsichtsratssit-
zung, sondern im Kassenlokale selbst.“
Ähnlich wurde der Aufsichtsrat schon
1906 ermahnt, 1912 wiederholt sich der
Appell.

Darüber hinaus berichten die Reviso-
ren über das Geschäftsjahr 1911/1912 nur
Positives: In den letzten 2 Jahren wurden
2 Häuser mit 18 und 14 Wohnungen er-
richtet. „Ihre Verzinsung erscheint mit
Rücksicht darauf nicht ungünstig, dass
den Mietern die Korridor- und Treppen-
hausbeleuchtung und Reinigung obliegt
und sie abwechselnd die Hausverwaltung
kostenlos zu übernehmen haben.“ Soll-
ten Wohnungen frei werden, so sollte

man sie mit angemessener Mieterhöhung
wieder vermieten. Der Geschäftsbericht
1912/1913 des Bauvereins bilanziert:
„Das in der Bautätigkeit gesteckte Ziel,
wenigstens jährlich ein Haus fertig zu
stellen, ist wieder erreicht worden. Am 
1. Oktober 1912 wohnen 147 Familien mit
682 Köpfen in unseren Häusern.“

In den folgenden beiden Jahren ent-
stehen nochmals 2 Wohnhäuser, beide
mit jeweils 15 Wohnungen. In den 11 Ge-
nossenschaftshäusern mit 177 Wohnun-
gen leben nun „ebensoviele Familien mit
etwa 800 Köpfen“.

In einem Adressbuch von Nowawes-
Neuendorf aus dem Jahre 1913 ist der
Arbeiter-Bauverein unter der Rubrik B
(Gemeinnützige Vereine) mit dem Zweck
benannt: „Gesunde und billige Wohnun-
gen mit Gartenland für Arbeiter zu be-
schaffen.“ Unter der Rubrik A sind die
Vereine zu geselligen Zwecken aufgeli-
stet. Hier findet sich die Schützengilde
Nowawes, deren Zweck die „Förderung
der Liebe zu Kaiser und Reich“ durch
Übungen im Büchsenschießen ist. 

Mit dem Ausbruch des Ersten Welt-
krieges kommt die Bautätigkeit des
Bauvereins zum Erliegen. Die Vereins-
protokolle der folgenden Jahre gehen in
zittriger Handschrift in die Bücher ein.
Gedruckte Berichte, maschinennotierte
Revisionen gibt es nicht mehr. Es wird
nicht mehr gebaut. Die Zeichen der Zeit
stehen auf Zerstörung und Verderben.
Die „Übungen im Büchsenschießen“ sind
Ernst geworden.
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Billige Wohnungen 
mit Gartenland

Die ersten Wohnungen des neuen Hauses in der Wie-
senstraße werden 1908 von 14 Familien bezogen. Und
die Bautätigkeit geht rasant weiter: Jedes Jahr, so das
Ziel der Genossenschaft, soll ein Haus fertig werden. Erst
der Krieg unterbricht die Erfolgsgeschichte des Bauver-
eins.

Entwurfszeichnungen für die Havelstraße und
Lageplan für die York- und Großbeerenstraße
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Trotz des Krieges bleibt man beim Bau-
verein vorerst optimistisch. Der Ge-
schäftsbericht über das 11. Geschäftsjahr
(betrifft den Zeitraum vom 1. April 1915
bis 31. März 1916) stellt in  „...erfreulicher
Weise fest, dass der Krieg auf die Ge-
samtlage unserer Genossenschaft keinen
nachteiligen Einfluss hat ausüben kön-
nen.“ Eine Dividende auf die Einlagen von
4 Prozent wird verteilt. Der Bauverein hat
sich bis auf weiteres in eine Art Sparver-
ein verwandelt. 

Der Jahreswechsel 1916/1917 geht als
der „Steckrübenwinter“ in die Ge-
schichtsbücher ein. Kein Gedanke an das
Bauen. Den Leuten knurrt der Magen. Die
kurz darauf folgende deutsche Revolu-
tion verhungert ebenfalls. Am Ende des
Krieges sind die meisten der „Minder-
bemittelten“, denen der wichtigste
Zweck des Vereins ja gewidmet ist, fast
gänzlich verarmt. Die ohnehin schon
niedrigen Mieten tröpfeln spärlich in die

Kassen. Dringend nötige Reparaturen am
Baubestand können nicht bezahlt wer-
den. Es ist trostlos. Das wenige Geld, das
den Leuten geblieben ist, schwindet noch
durch die rasende Inflation. Es ist die Zeit
der Millionäre, die den Bauverein zu
einem Umsatzmilliardär machen.

So gibt ein Aushang des Vorstandes
am 28. September 1923 bekannt: Wegen
„der weiteren Markentwertung und infol-
ge der von den Wasserwerken verlangten
größeren Vorauszahlungen, sowie wegen
der laufend eingehenden größeren Rech-
nungen, deren Betrag im voraus nicht zu
beurteilen ist und schließlich wegen
größerer Kosten für unbedingt notwendi-
ge Instandsetzungsarbeiten“ werden ab
Oktober zusätzliche Zahlungen der Mie-
ter notwendig: 1 Million Mark „als einma-
lige Umlage je Wohnung als Abschlag für
größere laufende Rechnungen“ und noch
einmal 2 Millionen Mark „als Umlagebe-
trag für die erwähnten Instandsetzungs-

10

Zwei Ziegen oder 
ein Schwein

Dem Krieg folgen die Jahre der Krise. Das wenige Geld,
das den Leuten geblieben ist, frisst die Inflation. Es ist
die Zeit der armen Millionäre, die den Bauverein zu
einem Umsatzmilliardär machen, der nicht weiß, wie er
die ständig steigenden Kosten bezahlen soll.
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arbeiten“. Außerdem werden ab Oktober
die Mieten verdoppelt.

Aber der Vorstand sucht nach weiteren
Einnahmequellen. Deshalb wird künftig
gelten: „Es sollen 2 Ziegen oder ein
Schwein abgabefrei sein. Ab 1. April 1924
dürfen nicht mehr als höchstens 3 Stück
und zwar entweder 2 Milchziegen und 
1 Schwein oder 2 Schweine und 1 Milch-
ziege gehalten werden“ 

Sollte man mehr halten wollen, „ist für
jedes weitere Stück auch ein weiterer
Kubikmeter Wasser je Monat zu bezah-
len. Der augenblickliche Preis für 1 Ku-
bikmeter Wasser beträgt 700.000 Mark.“
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Bild links: Hochwasser im Nuthetal

Oben: Nowawes auf historischer Postkarte

Links: Jungfernfahrt der ersten elektrischen
Straßenbahn in der Berliner Straße, 1907

Entwurfszeichnungen der Stallungen für die Wohnhäuser Wiesen- und Havelstraße



Der Verband der Bau-Genossenschaften
empfiehlt den Mitgliedsunternehmen,
ihre Verbindlichkeiten gegenüber Banken
und anderen Kreditgebern abzulösen, da
„dies für die Genossenschaft und ihre
Mieter nur von Vorteil sein könnte.“ So
zahlt der Bauverein der Eisenbahndirek-
tion den Restbetrag einer bereits gekün-
digten Hypothek. Die Konsequenzen gibt
der Aushang des Vorstandes vom 27. De-
zember 1923 bekannt: „Dieser ... Betrag
soll von den Mietern durch Umlage nach
und nach wieder aufgebracht werden. Als
erste Rate sollen deshalb zur Miete am 1.
Januar als Zuschlag 500 Milliarden Mark
erhoben werden.“ Und als nachweih-
nachtlichen Trost: „Im übrigen bleibt die
Miete für Januar dieselbe wie für Dezem-
ber, wenn nicht in letzter Stunde durch
Gesetz eine andersweite Mietsfestset-
zung notwendig werden sollte.“

Die Zeiten bleiben unruhig, auch wenn
die Zahlungsbeträge wieder überschau-

barer werden. Da das Geschäftsjahr
1923/24 übel lief, sind Ausgleichszah-
lungen der Mitglieder notwendig, 2 Mark
als 1. Rate schon am 15. April. Andere
Kosten steigen: Für die Waschküche sind
künftig 10 Pfennige pro Nutzung aufzu-
bringen, Hundehalter zahlen ab sofort 75
Pfennige pro Tier und Monat.

Auch der Staat sieht zu, wie er zu
Kräften und Geld kommen könnte. Ab
April erhebt er eine Mietzinssteuer in Hö-
he von 10% der „Friedensmiete“. Auf-
sichtsrat und Vorstand bemühen sich um
Erlass der Mietzinssteuer da „diese als
allgemein ungerecht angesehen wird“
und „weil diese unseres Erachtens zu
hoch veranschlagt erscheint.“ Ende De-
zember 1924 berichtet der Vorstand:
„Auch bei der heute erneut beim Ka-
tasteramt gehaltenen Rücksprache wur-
den wir auf Januar vertröstet, weil der
Katasterdirektor erkrankt ist.“ Gleich-
wohl habe dessen Vertreter Einsicht er-
kennen lassen. Da der Vorstand wisse,
„in welcher Notlage sich unsere Mitglie-
der befinden,“ sei es drängend gewesen,
„hiermit die freudige Miteilung schnells-
tens an unsere Mieter weiter zu geben,
dass es möglich sein wird, für einen
Monat ... die Erhebung der Mietzinssteu-
er ausfallen lassen zu können.“

Der Geschäftsbericht für das Ge-
schäftsjahr 1924/25 enthält die Gold-
mark-Eröffnungsbilanz zum 31.3.1925.
Der Spuk der Milliardäre scheint vorbei,
was den Mitgliedern jedoch wenig Er-
leichterung verschafft: 1925 erhöhen sich
die Mieten noch einmal kräftig, fast auf
das Doppelte des Vorjahres. Und obwohl
die Mitglieder in ihrer Mehrzahl Eisen-
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500 Milliarden 
als 1. Rate

Während sich Wirtschaft und Staat langsam erholen,
hält die Notlage der Mitglieder an. Sie bezahlen die
Gesundung der anderen, während der Vorstand bei den
Behörden um Nachlässe bettelt. An Bauen ist gar nicht
zu denken: Es gibt nicht einmal sichere Kostenvoran-
schläge.



bahnarbeiter, Angestellte, Handwerker
und Beamte sind, wie der Prüfungs-
bericht von 1927 belegt, treffen sie die
Erhöhungen hart. Überlegungen, die
Bautätigkeit wieder aufzunehmen, wer-
den wieder aufgegeben, „weil ein genau-
er Voranschlag der ständig steigenden
Kosten wegen nicht möglich ist.“
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Links: Ausriss aus einem Mitgliedsbuch. 
1,9 Millionen Reichsmark zahlte der
Baugenosse im September 1923 

Unten links und rechts: Hausaushänge des
Vorstandes informieren die Mitglieder

Unten rechts: Gedenkmünze, die an die Zeit
der Inflation erinnert



1930 heißt es in einem Buch über die
Entwicklung der Stadt, herausgegebenen
von ihrem Bürgermeister: „Vor dem Krie-
ge bestand schon ein Arbeiterbauverein,
der es sich zur Aufgabe gestellt hatte, bil-
lige Wohnungen für Arbeiter zu erbauen
und zu erhalten. Krieg und Nachkriegs-
zeit hatten seiner verdienstvollen Bau-
tätigkeit ein unerwartetes Ende gesetzt.
Dem Drängen der nicht berücksichtigten
Genossen nachgehend, nahm der Verein
1929 entschlossen seine Bautätigkeit
wieder auf und errichtete in bevorzugter
Lage an der Großbeerenstraße ein drei-
geschossiges Wohnhaus mit 18 Klein-
wohnungen, das mit seinen schmucken
Läden eine Zierde für die ganze Gegend
ist.“

In der 23. ordentlichen Generalver-
sammlung vom 10. August 1928 wird eine
Satzungsänderung beantragt, in der u.a.
die Abänderung des Begriffes „königs-
treu“ in „vaterländisch“ vorgenommen

werden soll. Der Justizminister hatte noch
immer nicht über die Gemeinnützigkeit
des Vereins entschieden. Die längst fälli-
ge Entscheidung wird von den Genossen-
schaftlern dringend erwartet, denn die
würde es auch mit sich bringen, dass der
papierne Verkehr mit Ämtern und Behör-
den nicht ganz so viel Geld kosten wird.
An Gebühren für Stempel, für notariellen
oder gerichtlichen Schriftverkehr könnte
gespart werden. Jeder Pfennig wird zum
Bauen gebraucht.

Im Revisionsbericht von 1932 ist er-
klärt, dass der Verein weitere acht Woh-
nungen auf unbebautem Grundstück zu
errichten beabsichtige. Inzwischen ist die
Anerkennung der Gemeinnützigkeit
durch den Magistrat erteilt, auf Empfeh-
lung des Verbandes Ostdeutscher Woh-
nungsunternehmen. 

Der Prüfungsbericht für 1932/33 at-
testiert dem Bauverein. „Die wirtschaftli-
che Lage ist außergewöhnlich günstig.“ 

14
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Die Lage ist außerordentlich
günstig

Mit dem Jahre 1928 beginnt eine Etappe der Hoffnung,
auch für die Genossen im Bauverein. Endlich wird wieder
gebaut. Der Bauverein kann sein 1905 begonnenes Werk
„Am Findling“ beenden. Die Monarchie tritt - etwas ver-
spätet - aus der Genossenschaft aus, 10 Jahre, nach dem
sich Wilhelm II. ins niederländische Exil verdrückt hatte. 
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Historische Postkarten
Links: Havelidylle am Babels-
berger Park, ca. 1930
Rechts oben: Blick über Nowawes
Rechts unten: Die Grünanlage 
„Am Findling“



Die Zeit des Faschismus bricht an. Die
neuen Machthaber forcieren den Bau von
sogenannten Volkswohnungen. Der
Zweck des Bauvereins, minderbemittel-
ten Haushalten Wohnungen zu verschaf-
fen, und die Ideologie der Volksgemein-
schaft treffen sich auf diversen Bauplät-
zen: Am 1. August 1936 werden die Mehr-
familienhäuser Schützendamm 67/-69
mit 12 Wohnungen bezogen. Deren Bau
war erst im Februar 1936 begonnen wor-
den. 

Die Zeit zeigt Flaggen: In einem Aus-
hang bittet der Vorstand am 22. Februar
1935 die Mitglieder: „Um auch nach
außen hin ein einheitliches Bild der Ein-
gliederung unserer Mitglieder in den
neuen Staat und der Geschlossenheit in
unserem Bauverein überhaupt zu geben,
haben Aufsichtsrat und Vorstand einstim-
mig beschlossen, den in unseren Häusern
wohnenden Mitgliedern, denen es heute
schwer fällt, sich eine Hausfahne aus

eigenen Mitteln zu beschaffen, eine sol-
che unentgeltlich zur Verfügung zu stel-
len.“ Interessenten sollen sich umgehend
anmelden, „da in Zukunft bei angeordne-
ten allgemeinen Beflaggungen der Häu-
ser... keiner mehr fehlen darf.“ 

Im September 1937 werden weitere 
2 Häuser mit 30 Wohnungen am Schüt-
zendamm 71/73/75 und 77/79 bezogen.
Hinzu kommt bis 1939 der Neubau des
Gebäudes Schützendamm 81/83/Ecke
Klaedtkestraße 10. Das benachbarte
Grundstück Schützendamm 85/87 er-
wirbt der Bauverein 1938 von der Stadt,
um dort weitere 33 Wohnungen errichten
zu können. Sie alle sollen mit elektri-
schen Warmwasserbereitern in der Küche
und mit elektrischen Küchenherden aus-
gestattet werden. Finanzierungsmöglich-
keiten ergeben sich, wenn man die neuen
Wohnungen an Beamte vergibt. Der Prüf-
bericht für das Jahr 1938 berichtet: „Der
Oberfinanzpräsident Brandenburgs hat

sich mit Schreiben vom 30.5.1938 bereit
erklärt, für jede an Reichsbedienstete
vermietete Wohnung ein Reichsbaudarle-
hen bis zu RM 4000,— zu gewähren, das
mit jährlich 3% (inzwischen geändert auf
2%) zu verzinsen und mit 1% zu tilgen
ist.“

Der Bauverein verfolgt seine ehrgeizi-
gen Ziele mit Eifer und Erfolg. Staatliche
Kredite mit günstigen Konditionen ergän-
zen das eigene Kapital, erleichtern den
Zugriff auf Darlehen der Banken. Die
schnellen Ergebnisse machen den Bau-
verein attraktiv: Zwischen 1935 und 1940
steigt die Zahl der Mitglieder um 200 auf
542 an.

Die Veränderung der politischen Situ-
ation schlägt sich auch im Leben der
Genossenschaft nieder. Mit Rundschrei-
ben I/1936 schlägt der Verband ostdeut-
scher Wohnungsunternehmen diverse
Satzungsänderungen vor, die die Genos-
senschaften in die Wohnungsbaupolitik
des Staates einpassen. 1938 muss auch
der Name der Genossenschaft geändert
werden. Der Kreisleiter der NSDAP for-
dert die Streichung des Begriffs „Arbei-
ter“ aus dem Namen des Bauvereins.
Zwischen 1935 und 1940 ändert sich die
soziale Zusammensetzung der Mitglied-
schaft: Der Anteil der Arbeiter sinkt von
rund 70 auf rund 60%. Gleichzeitig ver-
doppelt sich die Zahl der Beamten und
verdreifacht sich die Zahl der Angestell-
ten, die Mitglied im Bauverein sind.

16

Erfolg macht 
attraktiv

Der Bauverein baut, gewinnt neue Mitglieder und zeigt
Flagge. Wer sich selbst keine kaufen kann, erhält sie
kostenlos beim Vorstand. Derweil gehen dem Bauverein
die Arbeiter und der Name verloren. 

Detailansichten: 
Haustürornamente, Fachwerkgiebel,
ursprüngliche Treppenhausbemalungen,
Wäscherolle, Zaunpfeiler und- sandsteinkopf
sowie Bauvereinsdokument
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Der Krieg kündigt sein Erscheinen in
Babelsberg an: Ein Schreiben des Vor-
standes vom 14. Januar 1937 unterrichtet
die Vizewirte über eine Verdunklungs-
übung am 22. und 23. Januar: „Für die
sachgemäße und pünktliche Verdunke-
lung der Wohnungen ist jeder Woh-
nungsinhaber selbst verantwortlich, wäh-
rend für die Treppenflure den Vizewirten
von uns Lampenverdunklungsbeutel zur
Verfügung gestellt werden.“ Und die
genossenschaftliche Solidarität be-
schwörend, heißt es weiter: „Wir dürfen
wohl erwarten, dass ältere und unbehol-
fene Mieter von den übrigen Hausbe-
wohnern unterstützt werden, so dass bei
der Kontrolle am Verdunklungstage durch
die Polizeibehörde keine Beanstandun-
gen in unseren Häusern erfolgen.“

Beanstandet wird auf jeden Fall die
Disziplin der Genossenschaftsmitglieder
beim Flaggezeigen. Am 13. April 1938
muss der Vorstand mahnen. Aus aktuel-
lem Anlass erinnert ein Aushang: „Dass

an allen nationalen Feiertagen und auch
am Geburtstag des Führers von jedem
Mieter zu flaggen ist, hatten wir als eine
nationale Pflicht bei unseren Genossen
vorausgesetzt; leider sind immer wieder
einige Wohnungen an den hierfür be-
stimmten Tagen ohne Flaggenschmuck,
was in Zukunft nicht wieder vorkommen
darf.“ 

Die rege Bautätigkeit fordert ihren
Tribut: Per Aushang teilt der Vorstand am
13. April 1938 den betroffenen Mietern
mit, „dass sich die Erhöhung unserer Alt-
bau-Mieten kaum wird vermeiden lassen,
wenn die Reparaturkosten in Zukunft
nicht ganz wesentlich herabgedrückt
werden können.“ Daher die Bitte des
Vorstandes: „Wir müssen Sie deshalb in
Ihrem eigenen Interesse bitten, danach
hinzustreben, dass, soweit die Mitglieder
dazu in der Lage sind, Reparaturen,
besonders an den Zäunen, Badeöfen wie
überhaupt am Eigentum der Genossen-
schaft, vermieden oder wenigstens auf
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Der Krieg übt sein 
Erscheinen

Während man Neues baut, steigen die Mieten im Altbau.
Man übt sich in Verdunkelung, in Luft- und Brandschutz
und beschwört die gegenseitige Hilfe. Ein Baustopp
kündigt das Ende an und bewahrt den Bauverein vor der
Gestapo.



ein Mindestmaß beschränkt werden.“
Kurze Zeit später ist es soweit: Durch
Bescheid des Landrates des Kreises Tel-
tow vom 25. Januar 1939: „ist der Genos-
senschaft gestattet worden, vom 1.1.1939
ab eine 5%ige Erhöhung der Altbaumie-
ten vorzunehmen und für den Fall der
Neuvermietung die gesetzliche Miete zu
erheben, d.h. 116% anstelle der bisher
erhobenen 107%. Von der Mieterhöhung
sind nur diejenigen Altbauwohnungen
ausgenommen, deren Inhaber Schwer-
kriegsbeschädigte sind oder mehr als 
2 Kinder besitzen. Diese Voraussetzun-
gen treffen jedoch nur für einen Woh-
nungsinhaber zu.“ Auch die Mietzuschlä-
ge für Nutzug der Waschküche werden
erhöht. 

Ende 1938 erreicht die Kriegsvorberei-
tung den Bauverein: Ab dem 1. November
1938 ruht jedwede Bautätigkeit. Die ge-
planten hochmodernen 33 Wohnungen
mit elektrischem Warmwasserbereiter
am Schützendamm/Ecke Klaedtkestraße
gelangen „infolge der inzwischen einge-
tretenen Kriegsverhältnisse nicht zur
Ausführung“, wie der Prüfbericht für das
Geschäftsjahr 1938 bedauert. Vielleicht
ist das ganz gut so für die Geschichte des
Bauvereins. Um die Finanzhilfe des Ober-
finanzpräsidenten Brandenburgs in An-
spruch nehmen zu können, hätte man 20
der 33 geplanten Wohnungen der Ge-
stapo zur Verfügung stellen sollen. 

Das Grundstück wird später anderen,
vielleicht ebenso staatswichtigen Zwec-
ken zugeführt - es wird an die Ufa-Berlin
verkauft.
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Kurz nach dem Einmarsch in Polen wer-
den die Genossenschaften Teil der
Kriegsmaschine. Ein Rundschreiben vom
18. September 1939 instruiert Vizewirte
über die „Schrotterfassung für die kriegs-
wirtschaftlichen Betriebe“. Auf dem Hof
solle man „alte Werkzeuge, eiserne Gar-
tengeräte, eiserne Bettstellen, eiserne
Töpfe, eiserne Öfen, Rohre, Vorgarten-
gitter usw.“ sammeln. Auch die patrioti-
sche Norm wird bekannt gegeben: „Es
werden pro Haushalt etwa 5 Pfund erwar-
tet.“ Bei inzwischen 270 Wohnungen und
6 Läden in 17 Häusern macht das 1.380
Pfund Alteisen.

Laut Prüfungsbericht für die Ge-
schäftsjahre 1939/1940 wird der Bauver-
ein mehrfach umbenannt. Am 3.4.1939
wird er als „Bauverein Babelsberg e.G.-
m.b.H. in Potsdam“ im Genossenschafts-
register eingetragen, am 23.7.1940 als
„Bauverein Babelsberg e.G.m.b.H. in
Potsdam-Babelsberg“.

Eine Außerordentliche Mitgliederver-
sammlung beschließt am 17.10. 1941 „die
Verschmelzung mit den Frauenheimstät-
ten in Potsdam-Babelsberg und der Woh-
nungsbaugenossenschaft 1928 Potsdam-
Babelsberg. Übernehmende Genossen-
schaft ist der Bauverein Babelsberg. Der
Verschmelzung waren am 13. August 1941
und am 25. September 1941 außerordent-
liche Generalversammlungen der Frauen-
heimstätten und der Wohnungsbauge-
nossenschaft 1928 vorausgegangen.
Anlaß der Verschmelzung war ein ent-
sprechendes Gesetz, das auf eine Zen-
tralisierung der deutschen Wohnungs-
wirtschaft zielte. Vor allem sollte der
Verwaltungsaufwand verringert werden,
was wehrfähige Männer für die Front frei-
setzen konnte.  

Die Frauenheimstätten bringen 31
Wohnungen in die Fusion ein, bei der
Wohnungsbaugenossenschaft von 1928
sind es 47 Wohnungen. Der Bauverein

verfügt nun über insgesamt 348 Woh-
nungen in 26 Häusern, deren Gesamt-
fläche mit exakt 20.022 Quadratmetern
angegeben ist.

Die außerordentliche Generalver-
sammlung, die die 3 Genossenschaften
am 17. Oktober 1941 zusammenführt, be-
schließt auch eine neue vom Reichsver-
band des deutschen gemeinnützigen
Wohnungswesens herausgegebene Mus-
tersatzung. 

Der Geschäftsbericht für 1942 vermel-
det, dass zwei Aufsichtsratsmitglieder
„auch weiter das soldatische Ehrenkleid“
tragen. 1943 tagt der Aufsichtsrat nur ein
einziges Mal, in diesem Jahr findet auch
die vorläufig letzte Generalversammlung
statt. 

Für das Jahr 1943 hält der Geschäfts-
bericht fest: „Auch das 39. Geschäftsjahr
fiel ganz in die Kriegszeit. Wenn infolge-
dessen jede Bautätigkeit unterbleiben
musste, so können wir erfreulicherweise
feststellen, dass der Krieg auf die Ge-
samtlage unserer Genossenschaft keinen
nachteiligen Einfluss hat ausüben kön-
nen, denn auch für dieses Kriegsjahr
kann wieder die Höchstdividende von 4%
zur Verteilung gelangen ....“ Die Dividen-
de steigt auf 4%, das war auch schon im
Ersten Weltkrieg ein kleiner Trost - wenig-
stens für die Bilanz auf kleinkariertem
Papier. Bis 1940 schließen derlei Berichte
noch mit dreifachem „Sieg Heil!“ für „den
Führer und das deutsche Vaterland“. Vom
dritten Jahr des Krieges an bleibt zum
Abschluss der Sitzungen allein das drei-
fache „Heil dem Führer“ übrig. Es sieht
nicht gut aus für das Vaterland.
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5 Pfund Eisen 
pro Haushalt

Der Krieg legt die gerade mit Schwung in Angriff genom-
mene Arbeit an weiteren Vorhaben schlagartig lahm. Für
die kommenden Jahre gilt es wieder, fern der Heimat
Schützengräben auszuheben und daheim die Luft-
schutzkeller herzurichten. Gestorbene Zeit für jeglichen
Aufbau. 
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Oben: Entwurfszeichnung des Arbeiter-
Bauvereins für Wohngebäude im
Schützendamm 
(heutige Paul-Neumannn-Straße)

Unten: Wohnanlage der Frauenheimstätte
in der Heimdahlstraße 
(heutige Hermann-Maaß-Straße)



Über das Geschäftsjahr 1939/40 wird
berichtet: „Immer noch stehen unsere
Soldaten im Kampfe gegen eine Über-
macht von Feinden. Ein großer Teil der
Mitglieder unserer Genossenschaft trägt
den Waffenrock der Nation und weilt fern
der Heimat. Wer nicht draußen an der
Front steht, wird in der Heimat mehr als
bisher durch die Maßnahmen, die der
Krieg bedingt, so stark in Anspruch ge-
nommen, dass für Arbeiten, die nicht
kriegswichtig sind, keine Zeit vorhanden
ist. Der Aufsichtsrat und der Vorstand der
Genossenschaft haben deshalb in ge-
meinsamer Sitzung beschlossen, von
einer Generalversammlung in diesem
Jahr Abstand zu nehmen, zumal ja wohl
kein Zweifel darüber bestehen wird, dass
die anstelle der Generalversammlung von
der Führung der Genossenschaft gefas-
sten Beschlüsse den ungeteilten Beifall
und die volle Zustimmung der Mitglieder
finden.“ 

Vielleicht war sich der Verfasser des
Berichtes der seinerzeit modernen Spra-
che nicht sicher: Das Wort „Führung“ ist
handschriftlich eingesetzt worden. Ur-
sprünglich und mit Maschine geschrie-
ben stand da das Wort „Leitung.“ Geprüft
wird der Bauverein gar nicht mehr. Der
Prüfungsverband fordert immer wieder
Statistiken und Jahresberichte ab, ver-
schickt bis Dezember 1945 Rundschrei-
ben. Um Leute für den Krieg freisetzen zu
können, werden alle Prozeduren auf ein
Minimum beschränkt: Die Buchführung
wird vereinfacht, die Rechtssprechung
verkürzt und auf kriegswichtige Fälle
beschränkt, der Bezug vom Taschenlam-
penbatterien reglementiert und die
Beschlagnahme von Büromöbeln für
kriegswirtschaftlich wichtige Einrichtun-
gen erlaubt. Immer wieder verbreiten die
zentralen Stellen Optimismus: Die Bau-
genossenschaften mögen sich bereit hal-
ten. Denn nach dem Krieg würde - zu

einem vom Führer zu bestimmenden
Zeitpunkt - ein gigantisches Wohnungs-
bauprogramm beginnen, zu dem man
schon jetzt die Typenbau-Entwürfe der
Aufbaustäbe studieren und Bauland vor-
bereiten solle.

In den Wohnungen des Bauvereins
wird es enger: Ein Aushang des Vorstan-
des in allen Hausfluren bilanziert im
Dezember 1944: „Häufiger als bisher
kommt es jetzt vor, dass sich für unsere
Mieter die Notwendigkeit ergibt, aus die-
sem oder jenem Grunde Verwandten oder
Bekannten für mehr oder weniger lange
Zeit ein Obdach zu gewähren. In dieser
schweren Zeit ist es selbstverständlich
nicht nur Recht sondern Pflicht jedes ein-
zelnen, seine Mitmenschen, besonders
wenn es sich um Angehörige der Familie
handelt, die durch feindliche Einwirkung
womöglich Haus und Hof verloren haben,
recht freundlich in sein Heim aufzuneh-
men und so weit wie nur irgendwie mög-
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Wohnen an der 
Heimatfront

Was für den Krieg nicht wichtig ist, wird nicht mehr
gebraucht. Die Heimat wird zur Heimatfront. Da bleibt
der letzte Rest genossenschaftlichen Lebens auf der
Strecke. Was überlebt, ist die gegenseitige Hilfe. Kurz
vor Schluss, in der Nacht des 14. April 1945, trifft es den
Bauverein.



lich zu helfen.“ Aber natürlich müssen die
Mitbewohner angemeldet werden und
anteilig Miete zahlen.

Vorstand und Vizewirte stehen an der
Heimatfront: Feuerschutzanstriche sind
aufzubringen, die Keller und Böden frei
zu halten. Luftschutz- und Verdunklungs-
übungen sind zu absolvieren, Bezugs-
scheine auszuteilen. Löschwasser ist vor-
zubereiten und der Stromverbrauch zu
senken. Endeten die Hausaushänge frü-
herer mit genossenschaftlichen Grüßen,
so schlossen sie später mit „Heil Hitler!“.
Der letzte erhalten gebliebene Hausaus-
hang aus jener Zeit, der bereits erwähnte
vom Dezember 1944 schlägt einen unge-
wohnten Ton an. Nach Hinweisen zur
großen und kleinen Wäsche heißt es da:
„Helft uns, die wir ehrenamtlich für Euch
und somit in Eurem eigenen Interesse
wirken, ..., glaubt uns, dass wir doch nur
das Wohl unserer Genossenschaft und
damit das Wohl unserer Mitglieder im
Auge haben.“ Statt  mit „Heil Hitler“ en-
det das Schreiben: „Mit den besten Wün-
schen für ein gesundes neues Jahr.“ Am
14. April erleidet Potsdam einen verhee-
renden Luftangriff. Von den 26 Häusern
des Bauvereins werden 7 zu 20 bis 50%
zerstört. Durch Treffer in der Havelstraße
zehn Wohnungen, drei weitere verlieren
ein Zimmer, etliche Wohnungen werden
in Mitleidenschaft gezogen. Ein weiterer
Wohnblock wird in der heutigen Franz-
Mehring-Straße schwer getroffen. Kurz
danach ist der Krieg zu Ende.
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In einem Luftschutzkeller im Schützendamm
wird 1941 Hochzeitstag gefeiert und zwei
Männer werden zur Front verabschiedet.
Gartenfeste lassen den Krieg vergessen.



Der neue Vorstand stellt sich am 10. Au-
gust 1945 den Mietern vor. Das Rund-
schreiben verkündet die neuen Regeln:
Es darf nur dann eine Untervermietung
vorgenommen werden, wenn eine Ein-
weisung durch das Wohnungsamt vor-
liegt. Angesichts der Material- und Geld-
knappheit „muss jeder Mieter bestrebt
sein, die in seiner Wohnung anfallenden
Kleinreparaturen selbst zu beheben.“ Der
Schwerpunkt liegt auf der Reparatur der
durch Kriegseinwirkung zerstörten Woh-
nungen: „Zunächst sollen die Öfen und
Herde in Ordnung gebracht werden und
die Dächer ausgebessert werden.“ Man
habe aber die Hoffnung „noch vor Eintritt
der kalten Jahreszeit“ fertig zu werden.

Das Rundschreiben verkündet neben
dem Wiederaufbau ein zweites großes
Projekt: „Um einer sozialen Gerechtigkeit
in wohnlicher Hinsicht zu entsprechen,
wird vom Vorstand beabsichtigt, einen
Wohnungstausch vorzubereiten und zwar

wird geplant, die Familien mit Kindern in
unsere 2 bis 3 Zimmer-Wohnungen zu
setzen und zwar überall dort, wo eine
größere Wohnung derzeit von 1 bis 2 Per-
sonen benutzt wird.“ Die Idee ist gut ge-
meint aber nicht machbar. Zu groß sind
die Beharrungskräfte der Betroffenen, zu
engmaschig schon die Bestimmungen
der Wohnungsversorgung.

Und trotzdem bringen der neue Vor-
stand und der ebenfalls neue Aufsichts-
rat den Bauverein in neue Bahnen: Die
Satzung wird geändert. Der Abschnitt
„Juden können die Mitgliedschaft nicht
erwerben“ wird gestrichen. Auch der
„Völkische Beobachter“ entfällt als offizi-
elles Mitteilungsblatt für Bekanntma-
chungen des Vereins. Diese Aufgabe
übernimmt später die „Märkische Volks-
stimme“. Zumindest aus den Papieren
verschwinden die verhängnisvollen alten
Gedanken.

Der Bauverein verliert mit Kriegsende
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Vom „Völkischen“
zur „Volksstimme“

Die Russen kommen. Die alte Macht bricht zusammen.
Der Neuanfang braucht neue Leute, die das Ruder über-
nehmen. Schließlich muss das Elend verwaltet werden,
der Besitz der Genossenschaft will verteidigt sein.



rund 8% seines Wohnungsbestandes: 27
Wohnungen sind zerstört oder unbe-
wohnbar, weitere 45 Wohnungen werden
von der Besatzungsmacht beschlag-
nahmt. Anfang des Jahres 1946 kommt es
zu weiteren Beschlagnahmungen: Ein
Rundschreiben des Vorstandes klärt die
Mieter am 7. März 1946 auf: „In den letz-
ten Tagen sind mehrfach Zimmerbe-
schlagnahmungen durch die Russische
Besatzungsarmee erfolgt. Wie uns vom
zuständigen Wohnungsamt Babelsberg
mitgeteilt wurde, können durch die Rus-
sische Besatzungsarmee nur dann Zim-
mer belegt werden, wenn ein Quartiers-
schein vom Stadtkommandanten Pots-
dam, unterschrieben von Oberst Alexe-
jew, vorgelegt wird. Außerdem muss ein
Beamter vom hiesigen Wohnungsamt mit
dabei sein.“ 

Mit ihrem Befehl 245 regelt die
Sowjetische Militäradministration am
9.8.1946 die Erstattung der Besatzungs-
kosten, soweit diese durch die Inan-
spruchnahme von Wohnungen entste-
hen: Demnach sind die Präsidenten der
Provinzen verpflichtet, den Hauseigen-
tümern auf Rechnung die Mieten zu
bezahlen. Die Provinzregierungen ver-
pflichten ihrerseits die Gemeinden zur
Zahlung der Mieten. Bis Ende des Jahres
werden 36 der 45 beschlagnahmten Woh-
nungen wieder freigegeben.
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Oben: Genehmigung der Kommandantur zur
Durchführung der Mitgliederversammlung

Unten: Der Grundstücksausweis, der Bewoh-
nern ihre Berechtigung zum Erhalt von
Bezugsscheinen belegte, war schon vor 1945
eingeführt worden, wurde aber auch von der
Besatzungsmacht genutzt 



Die Schäden des Krieges betreffen 27
Wohnungen, mithin fast 8% der Woh-
nungen des Bauvereins: „Bei dem Luftan-
griff auf Potsdam am 14. April des Be-
richtsjahres wurde unser Wohnblock in
der Havelstraße schwer getroffen, so
dass 10 Wohnungen unbewohnbar wur-
den, weitere 3 Wohnungen je ein Zimmer
einbüßten und sämtliche übrigen Woh-
nungen die bekannten, durch Luftdruck
hervorgerufenen Beschädigungen an
Fenstern, Türen, Wänden und Öfen erlit-
ten, auch die Versorgungsleitungen wur-
den zerstört. Auch der Wohnblock in der
Heimdahlstraße erlitt die gleichen Be-
schädigungen.“ 

Der Wiederaufbau erweist sich als
schwierig: „Das nach dem vollständigen
Zusammenbruch des Dritten Reiches auf
allen Gebieten herrschende Chaos mach-
te es dem Vorstande zunächst unmöglich,
die fachmännische Beseitigung der Schä-
den zu veranlassen, vielmehr musste er

die Mitglieder auf den Weg der Selbst-
hilfe verweisen, welche zum Teil zu wün-
schen übrig ließ. Wieder und immer wie-
der wandte sich der Vorstand an die
Stadtverwaltung, um die Beseitigung der
Schäden und den Wiederaufbau in der
Havelstraße und der Heimdahlstraße zu

erreichen. Aber der Handwerkermangel,
das Fehlen der Rohmaterialien und die
Vordringlichkeit der öffentlichen Gebäu-
de und Einrichtungen waren schier unü-
berwindliche Schwierigkeiten.“

Der Bericht, der im Herbst 1946 ver-
fasst wird, gibt sich optimistisch: „Allen
Widerwärtigkeiten zum Trotz gelang es
dem Vorstande durch zähes Aushalten,
endlich die Zustimmung des Bauamtes zu
erhalten und die Aufbauarbeiten zu ver-
geben. Diese gehen nur langsam vor-
wärts, da die Materialbeschaffung nach
wie vor ungeheuer schwierig ist und
Fachkräfte überall fehlen. Doch unbeirrt
setzt der Vorstand seine ganze Kraft ein,
um die entstandenen Schäden vor Ein-
bruch des Winters restlos zu beseitigen,
soweit dies unter den heutigen Verhält-
nissen möglich ist“. Bereits 1945 hatte
man 9.572,07 Reichsmark für den Wie-
deraufbau einsetzen können, im 1. Halb-
jahr 1946 waren es weitere 19.056,77
Reichsmark: „Die Wasser- und Stromlei-
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Unbeirrt und mit ganzer Kraft
für den Aufbau

Der Geschäftsbericht für das Jahr 1945 bilanziert: „Das
abgelaufene 41. Geschäftsjahr brachte zwar das allseitig
heißersehnte Ende des unsinnigen Krieges und das
Verschwinden des Hitlerregimes, aber auch starke Be-
lastungen und Erschütterungen für unsere Mitglieder,
als auch für unseren Verein mit sich.“ 



tungen wurden wieder hergestellt, woge-
gen die Entwässerung nach wie vor große
Sorgen bereitet, da zunächst nur eine
provisorische Lösung, welche unzuläng-
lich arbeitet, geschaffen ist.“

Neben Zerstörung, Überbelegung und
Handwerkermangel hat der Bauverein
eine weitere Sorge: Der neue, noch mit-
tellose Staat bedient sich: „Die vom
Magistrat für die Zeit von August bis
Dezember erhobene Mietabgabe von 15
v. H. ... erforderte eine Mehraufwendung
von 8.443,15 Reichsmark. Zwar hatte der
Bauverein gegen die Mietabgabe „als
gesetzlich nicht begründet“ Einspruch
eingelegt, der wurde aber zurückgewie-
sen. „Außerdem erhöhte der Magistrat
die Grundsteuer für das letzte Quartal
1945 von 165 auf 200 v. H., wofür eine
Mehraufwendung von 859,50 Reichs-
mark erforderlich war.“ „Die ferner gefor-
derte einmalige Abgabe in Höhe von 7 
v. H. des Einheitswertes für das letzte
Vierteljahr haben wir abgelehnt und mit
den schweren Belastungen unserer Ge-
nossenschaft durch die verursachten
Kriegsschäden begründet, denn außer
den aufzuwendenden Reparaturkosten
hat der Bauverein im Jahre 1945 infolge
Unbewohnbarkeit durch Bombenschaden
1.812,25 Reichsmark und infolge Be-
schlagnahme von Wohnhäusern 4.666,05
Reichsmark Ausfall an Mieten zu ver-
zeichnen. Außerdem hat sich erstmalig
ein erheblicher Mietrückstand, 2.381,40
Reichsmark, ergeben“. Von den ur-
sprünglich geforderten 12.240,85 Reichs-
mark als einmalige Abgabe wurden Drei-
viertel erlassen. 
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Titelseite eines Sammelheftes, in das man
Spendenmarken für den Wiederaufbau
Berlins (siehe linke Seite) einklebte 



Zu Beginn des Jahres 1946 zählt der Bau-
verein 667 Mitglieder. Mindestens 1.000
Menschen wohnen in dieser Zeit in den
verfügbaren, nicht einmal 300 Wohnun-
gen. Erst im Laufe des Jahres gelingt es, 
3 der 10 völlig zerstörten Wohnungen
wieder bewohnbar zu machen. Der Vor-
stand berichtet: „Durch die bekannten
schwierigen Verhältnisse auf dem Bau-
markt schreitet die Fertigstellung nur
sehr langsam voran.“

Die Aufbauarbeit bleibt nicht auf die
Wohnungen beschränkt. Die Polizei droht
per Rundschreiben am 13. März 1946:
„Auf Anordnung der russischen Komman-
dantur sind sämtliche Müllhaufen von
Straßen und Höfen zu entfernen. Sie wer-
den daher aufgefordert, die vor und auf
Ihren Grundstücken lagernden Müll- und
Aschehaufen innerhalb von 3 Tagen fort-
zuschaffen. Falls Sie dieser Auforderung
nicht nachkommen, werden gegen Sie
strenge Strafmaßnahmen erhoben.“

Für den Sonntag, 22. September 1946,
lädt der Vorstand alle Mitglieder in die
Havel- und Wiesenstraße zu einer ge-
meinsamen Trümmerbeseitigung ein. Die
Aktion wird ein voller Erfolg, so dass man
sie am 6.Oktober 1946 wiederholt: „Wir
rechnen auch diesmal wieder mit einer
regen Beteiligung und werden unserer-
seits für die Bereitstellung der Fahrzeuge
und Karren sorgen. Auf der anderen Seite
bitten wir aber unsere Mitglieder, auch
diesmal wieder einen Spaten mitzubrin-
gen.“

Im Prüfbericht über die Jahre 1947 und
1948 heißt es: „Das Unternehmen war,
ebenso wie in den Vorjahren, im Berichts-
jahr bestrebt, den durch Bombenangriff
zerstörten und beschädigten Wohnraum
wieder herzustellen. Ende 1948 waren
noch 7 Wohnungen, gegenwärtig sind nur
noch 2 Wohnungen unbenutzbar. Neben
den Wiederaufbauarbeiten sind auch in
den Berichtsjahren sonstige Kriegsschä-

den beseitigt und laufende Instandset-
zungen ausgeführt worden. Bestimmend
für den Umfang und das Tempo aller bau-
lichen Maßnahmen war die Lage auf dem
Baustoffmarkt, die sich auch in den Be-
richtsjahren noch als sehr schwierig er-
wiesen hat.“ 

Der Bericht der Prüfer warnt: „Die
Geldverhältnisse sind durch die Zeitum-
stände stark in Mitleidenschaft gezogen
worden.“ Der Anteil des Umlaufvermö-
gens am Gesamtvermögen belaufe sich
auf 0,3%, was „bedenklich gering“ sei. 

Eine nicht unerhebliche Ursache sei
die „Investierung flüssiger Mittel im Wie-
deraufbau zerstörten und beschädigten
Wohnraums.“ Der Bericht analysiert:
„Die Wiederaufbauarbeit erfolgte durch
Bauunternehmer im Tagelohn. Das dürfte
eine der Ursachen sein, die für den Teil-
schaden verhältnismäßig hohe Wieder-
aufbaukosten erfordern.“ Rechnungen
von Handwerkern werden nicht sofort ge-
zahlt, sondern immer erst dann, wenn
Geld vorhanden ist. Mitunter erfolgt die
Rechnungslegung erst im folgenden Jahr.
Offenbar nimmt der Vorstand Bauleistun-
gen immer dann in Anspruch, wenn sie
gerade zur Verfügung stehen. Wer weiß,
ob sie noch abrufbar sind, wenn Geld da
ist.

Trotz Mahnung verändert der Bauver-
ein sein Geschäftsgebahren nicht. Beim
Bauen bleibt er eigen. Der Prüfbericht für
1949 vermerkt: Die Finanzierung des Wie-
deraufbaus erfolgt aus dem Umlaufver-
mögen „wodurch der Flüssigkeitsgrad
bedenklich gesunken ist“. Daneben ar-
beite man „zum großen Teil mit Still-
schweigen gestundeten Kapitaldien-
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Auch diesmal sind
Spaten mitzubringen

Die Kriegsschäden belaufen sich nach Buchwerten auf
38.900 Reichsmark. Für ihre Beseitigung wird der Bau-
verein mehr als 220.000 Mark ausgeben. Das wäre zu
viel, wie die Experten sagen. Der Vorstand tut, was er
kann, und nimmt, was er bekommen kann.



sten.“ Ein Jahr später resümieren die
Prüfer: Unter Umgehung langfristiger
Kredite habe man Mittel akquiriert, was
zu einer „angespannten Liquiditätslage
der Genossenschaft“ geführt habe. Man
empfehle, mit „den Gläubigern Verein-
barungen bezüglich der Kapitaldienst-
rückstände zu treffen und künftig die
Wiederaufbau- und Instandhaltungs-
kosten auf das unbedingt Notwendige zu
beschränken.“ 

Die Empfehlung kommt zu spät: Für
das Geschäftsjahr 1950 kann endlich
bilanziert werden, dass „die vor Eintritt
der Kriegsschäden verwaltete Wohn- und
Nutzfläche wieder voll nutzbar“ ist. Die-
ser Satz, zu jener Zeit ein durchaus hoff-
nungsvoller, sagt aber auch, dass man
gerade erst wieder so etwa auf dem
Stand von Mitte der dreißiger Jahre ange-
langt war. Von den beinahe 50 Jahren
ihres Bestehens hat die Genossenschaft
mehr als 20 durch Kriege verloren.
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Oben: 
Per Hausaushang werden die Mitglieder zum
Wiederaufbau aufgefordert

Unten: 
Bombenschäden in der heutigen 
Franz-Mehring-Straße



Zwei Ereignisse sind es, die die traditi-
onsreichen Genossenschaften verunsi-
chern. Zum einen ist es die Förderung des
privaten Wohnungsbaus durch die DDR-
Regierung, zum anderen die massenhafte
Gründung von Arbeiterwohnungsbauge-
nossenschaften (AWG). 

Das Ministerium der Finanzen veröf-
fentlicht am 27.6.1953 eine Anweisung
für die Gewährung von langfristigen Dar-
lehen auf private Wohngrundstücke. Auf-
grund dieser Bestimmungen können in
der DDR erstmals private Wohnungsbau-
ten günstig kreditiert werden. Die Genos-
senschaften scheiden als Nutznießer die-
ser Regelungen aus. 

Im Dezember 1953 erlässt der Mi-
nisterrat der DDR die „Verordnung über
die weitere Verbesserung der Lage der Ar-
beiter und die Rechte der Gewerkschaf-
ten“. Er regelt die Neugründung von Ge-
nossenschaften. Das Ministerium für Auf-
bau und das Finanzministerium sind ver-

pflichtet, „innerhalb von drei Monaten“
ein Musterstatut für die neu zu gründen-
den Arbeiterwohnungsbaugenossen-
schaften auszuarbeiten. Entsprechende
Grundstücke sollen durch die Gemein-
den, Geld durch das Finanzamt zur Ver-
fügung gestellt werden. 

Am 18. Februar 1954 erklärt das Füh-
rungsgremium des Verbandes sächsi-
scher Wohnungsunternehmen, zu dem
auch der Bauverein gehört: „Der Ver-
bandsausschuss nimmt ... davon Kennt-
nis, dass die Einschaltung der ge-
meinnützigen Wohnungsunternehmen in
die Bildung von Arbeiterwohnungsbau-
genossenschaften nicht möglich gewe-
sen ist, da diese Bildung zunächst ledig-
lich auf der Grundlage der großen Pro-
duktionsbetriebe vor sich gehen wird und
nur so erfolgreich vor sich gehen kann.“
Damit stelle sich allerdings die Frage,
welchen Platz die alten Genossenschaf-
ten in der Wohnungsbaupolitik der DDR
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Auf steinigen Wegen
in die neue Zeit

Die DDR weiß nichts mit den alten Genossenschaften
anzufangen. Statt auf deren bewährte Strukturen zurück
zu greifen, werden neue gegründet. Während man die
erfahrenen Genossenschaften verdächtigt, dem „alten
Geist“ anzuhängen, wollen diese inzwischen nur eins:
Klarheit über ihre Zukunft.
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einnehmen werden. Der Verbandsaus-
schuss beauftragt daher die Verbands-
leitung, „durch Verhandlungen mit den
maßgebenden Stellen der Regierung der
DDR über die künftigen Existenzbedin-
gungen der gemeinnützigen Wohnungs-
unternehmen Klarheit zu gewinnen.“ In
einem Rundschreiben definiert der
Verband am  27. Dezember 1954 sein Ziel:
„Die gemeinnützigen Wohnungsunter-
nehmen haben nach wie vor den Wunsch,
als der Faktor von erheblicher wirtschaft-
licher, kultureller und sozialer Bedeu-
tung, den sie darstellen, in den Aufbau
der DDR aktiv eingegliedert zu werden,
nicht zuletzt durch die Möglichkeit bester
Verwaltung des vorhandenen Wohnrau-
mes, aber auch dadurch, dass sie imstan-
de sind, für die Werktätigen neuen Wohn-
raum zu erstellen.“ 

Die Dokumente zu diesem Thema füh-
ren uns in eine fremde Welt. Bei der Frage
um die Zukunft der alten Genossen-
schaften geht es um nichts Geringeres als
um den Kampf der Systeme. Argumen-
tationen, die heute zum Lächeln oder
auch zum Kopfschütteln bewegen, stell-
ten die Existenzfrage: Auflösung und
Enteignung der Genossenschaft oder An-
erkennung ihrer Leistungen und Wieder-
herstellung ihrer Rechte. 

Diese Frage ist im Verständnis der
Zeitgenossen eine ideologische. Die al-
ten Genossenschaften stehen im Ver-
dacht des „Nurgenossenschaftstums“:
Sie würden „in engherziger Abgeschlos-
senheit eines historisch gewordenen
Kreises verharren wollen“, sich lediglich
auf sich beziehen und sich nicht dem
Aufbau der neuen Zeit widmen wollen.

Der Verband der Wohnungsunternehmen
gelobt denn auch das Gegenteil: Man sei
zwar Vertreter der alten Genossenschaf-
ten, gleichzeitig fühle man sich aber
„doch als Teilhaber am Neuen, als
Mitgestalter der Deutschen Demokra-
tischen Republik, des ersten Staates der
Arbeiter und Bauern.“ Natürlich sei es der
Regierung der DDR belassen, zu ent-
scheiden, ob man die Gemeinnützigen
Genossenschaften liquidieren müsse.
Aber, so heißt es unterwürfig: „Frei von
allen Empfindlichkeiten steuern wir unter
richtiger Anwendung des Grundsatzes
von Kritik und Selbstkritik auf unser
großes Ziel zu, die Wohnungsunterneh-
men fortschrittlich zu erhalten, zu verwal-
ten und zu gestalten, so, als ob sie schon
Volkseigentum wären, und so, dass sie es
jeden Augenblick auch formal werden
könnten.“ Und als Appell an die Mit-
gliedsunternehmen: „Wir müssen unse-
ren Willen, beizutragen zum gesellschaft-
lichen Aufstieg, eindeutig und klar be-
kunden. Es kommt entscheidend auf die
fortschrittliche Orientierung unserer  Ge-
nossenschaftler an.“ Und dann fett ge-
druckt im Protokoll: „Wir können nicht
ein stilles, weltabgewandtes Leben füh-
ren, indessen Kampf das Gebot der Stun-
de ist. Wir können nicht den Blick in die
Vergangenheit richten, während vor uns
schon das leuchtende Rot der Zukunft am
Horizont aufdämmert.“ Die Selbstkastei-
ung findet ihren Höhepunkt in der Fest-
stellung: Es käme nicht darauf an, was
der Staat den Genossenschaften bieten
könne, sondern umgekehrt sei die Frage
zu stellen: Wie können die Genossen-
schaften dem Staat dienen?
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Neben der ideologischen Erziehung der
Mitglieder bleibt die Erziehung zu Ord-
nung und Disziplin nicht auf der Strecke.
Mit einem Rundschreiben mahnt der
Vorstand am 8. September 1953: „Im Hin-
blick auf die kommende Jahreszeit brin-
gen wir erneut den Beschluss einer der
letzten Generalversammlungen in Erinne-
rung, wonach das Halten von Vieh in den
Kellern keineswegs gestattet ist. Das
Vieh muss also stets in den Stallungen
untergebracht bleiben, wobei erwähnt
werden muss, dass als Hühnerausläufe
niemals die Höfe oder Gänge, sondern
stets nur die zugewiesenen Gärten oder
Stallungen benutzt werden dürfen.“ 

Auch schon vor mehr als 50 Jahren
scheinen Hundehalter der Gemeinschaft
verdächtig. So heißt es in demselben
Rundschreiben des Vorstandes: „In Be-
zug auf die Hundehaltung ist zu sagen,
dass die Hunde von den Höfen ferngehal-
ten werden müssen, um jede Verunreini-
gung zu vermeiden. Sollten uns Verstöße
hiergegen bekannt werden, müssen wir

den betreffenden Genossenschaftsmit-
gliedern die Hundehaltung untersagen.“

Der Verband der Wohnungsunterneh-
men hatte voller Eifer klargestellt: „Ob
unsere Wohnungsunternehmen und zu-
mal unsere Genossenschaften Tummel-
plätze reaktionärer Bestrebungen oder
ob sie Grundlagen für eine fortschrittli-
che Arbeit sind, das ist die entscheidende
Frage, und diese Frage unterliegt unserer
eigenen Bestimmung.“ Während die Ver-
bandsleitung mit der Regierung über die
Zukunft der Genossenschaften verhan-
delt, nehmen die Vorstände in Stadt und
Land Kurs auf die Erziehung der Genos-
senschaftler. So erscheint ab sofort auch
in den Prüfberichten des Bauvereins die
Kategorie „Gesellschaftliche Tätigkeit“.
Über 1953 heißt es: „Von den bestehen-
den Haus- und Hofgemeinschaften arbei-
ten vier sehr aktiv.“ Und weiter: „Die
Verwaltungsorgane sind ständig um eine
gute Sichtwerbung bemüht.“ Sichtwer-
bung meint hier nicht wirklich Werbung,
sondern eher Propaganda, Spruchbänder

an den Häusern mit den richtigen Losun-
gen.  Im folgenden Jahr berichten die Prü-
fer:“Die Aufklärungsarbeit in den teilwei-
se regen Haus- und Hofgemeinschaften
wird fortgesetzt.“ Wer klärt da wen und
worüber auf? Im Bericht über das Jahr
1955 erfahren wir es: „Die Arbeit der
Hausgemeinschaften in den Grund-
stücken Hermann-Maaß-Straße und
Franz-Mehring-Straße ist als vorbildlich
zu bezeichnen. Es werden laufend Haus-
versammlungen durchgeführt, in denen
Referenten der Verwaltungsakademie
„Walter Ulbricht“, die die Patenschaft für
diese Hausgemeinschaften übernommen
haben, zu den Mitgliedern sprechen.“
Aber man agitiert sich nicht nur, man hilft
sich auch: „Auf Initiative eines der Ge-
nossenschaft angehörenden Gewerbe-
lehrers werden die Wohnungen von min-
derbemittelten Genossenschaftsmitglie-
dern durch Angehörige der Prüfungs-
klasse zwecks Ablegung der Gesellen-
prüfung im Malerhandwerk kostenlos
vorgerichtet.“ 

In diesen Jahren stellt der Bauverein
sein Geschäftszimmer regelmäßig und
unentgeltlich der Nationalen Front als
Versammlungsraum zu Verfügung. Das
erleichtert die eigene „gesellschaftliche
Arbeit“, wie der Bericht für die Jahre 1959
bis 1961 vermerkt: „Die von der Natio-
nalen Front organisierten Hausversamm-
lungen, für deren Durchführung das Ge-
schäftszimmer der GWG zur Verfügung
steht, werden meist von Vorstands- oder
Revisionskommissionsmitgliedern be-
sucht, damit bei dieser Gelegenheit auch
genossenschaftliche Fragen behandelt
werden können.“ 
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Aufklärung in regen 
Haus- und Hofgemeinschaften

Derweil Staat und Regierung einen Weg suchen, wie
man die Gemeinnützigen Wohnungsgenossenschaften
in den Aufbau des Sozialismus eingliedert, geht es auf
den Höfen und in den Häusern des Bauvereins gesellig
zu. 
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Bilder aus den 50er Jahren



Der Weg des Bauvereins in den Sozialis-
mus hat einen Namen: „Verordnung vom
14.3.1957 über die Umbildung gemein-
nütziger und sonstiger Wohnungsbau-
genossenschaften“. Der Regierungsbe-
schluss verändert die innere Organisa-
tion der Genossenschaften, unterstellt
die Verteilung und Bewirtschaftung der
Wohnungen dem Staat, kappt alle Finanz-
beziehungen ins westliche Deutschland
und schreibt eine neue Satzung vor. 

Laut den neuen Bestimmungen ist der
Bauverein nun ein „Zusammenschluss
werktätiger Bürger der Deutschen Demo-
kratischen Republik zum Bau genossen-
schaftlicher Wohnungen und deren  ge-
meinsamer Verwaltung.“ Gleichwohl ge-
hört das Bauen nicht zu den in der Sat-
zung aufgelisteten Aufgaben der Genos-
senschaft. Ihre Aufgabe ist es vielmehr,

„die Genossenschaftler zur Entwicklung
der genossenschaftlichen Gemeinschaft
und des genossenschaftlichen Lebens zu
erziehen.“ Darüber hinaus gilt: „Es ist
Aufgabe der Genossenschaft, die aktive
Mitarbeit der Genossenschaftler zu ver-
anlassen“, wobei es insbesondere um
den „pfleglichen Umgang mit genossen-
schaftlichem Eigentum“, die „Sauberhal-
tung und Pflege der Anlagen“, die
„Durchführung kleiner Reparaturen“ und
die „ehrenamtliche Mitarbeit in der Ver-
waltung der  Genossenschaft“ geht. Der
Aufsichtsrat wird abgeschafft und durch
eine Revisionskommission ersetzt. Buch-
haltung und Finanzgebahren werden ver-
einfacht.

Eine außerordentliche Hauptver-
sammlung des Bauvereins beschließt am
26. März 1958 die Umbildung in eine
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Die Genossenschaft
und der Sozialismus

1957 entscheidet sich die Frage nach der Zukunft der tra-
ditionsreichen Genossenschaften in der DDR. Sie wer-
den als Gemeinnützige Wohnungsbaugenossenschaften
(GWG) den Arbeiterwohnungsbaugenossenschaften
(AWG) zur Seite gestellt. Der Prozess der Umwandlung
dauert noch bis 1959.  Zwei Jahre später ist man froh, die
Anpassung vollzogen zu haben: Der Bauverein ist pleite.
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GWG zum 1. April 1958. Die neue Satzung
wird ebenfalls beschlossen.

Die Prüfberichte der folgenden Jahre
bestätigen das Voranschreiten des Bau-
vereins in Richtung Fortschritt: „Die GWG
widmete sich nach ihre Umbildung be-
sonders den General- und laufenden Re-
paraturen des bestehenden Hausbesit-
zes.“ Das hatte sie zwar schon vorher
getan, nun aber war es ja ein Stück Fort-
schritt.  Auch die schon 50 Jahre alte Tra-
dition der Vizewirtschaft erscheint nun im
neuen Licht.  „Die Mitglieder helfen durch
die so genannte Vizewirtschaft, d.h. ein
Mitglied pro Haus übernimmt jeweils für
ein Jahr das Mietekassieren, die Entge-
gennahme und Weiterleitung von Repa-
raturaufträgen, die Verantwortung für
Sauberkeit und Ordnung in den Häusern,
Verwaltungsarbeit und hilft damit Kosten
einsparen. Darüber hinaus hat ein großer
Teil der Mitglieder bei der Grünflächen-
pflege und bei kleinen Reparaturen mit-
geholfen. Es wird empfohlen, künftig
diese Arbeiten durch die Hausvertrau-
ensleute berichten zu lassen und sie als
NAW-Leistungen anzuerkennen.“ Der
Kampf der letzten Jahre ums Überleben,
die vielen Versammlungen, das Auf-
klären und Beraten der Zukunft hat die
Mitglieder offenbar müde gemacht, ver-
sammlungsmüde. „Entgegen den Be-
stimmungen, vierteljährlich Genossen-
schaftsversammlungen durchzuführen,
fanden 1958 keine, 1961 und 1962 nur je
eine und 1959 und 1960 je zwei Versamm-
lungen statt.“ Damit nicht genug, so stel-
len die Prüfer fest: „Der Besuch der Ver-
anstaltungen von nur rund 10 bis 20%
der Mitglieder ist schlecht. Es war des-

halb bisher noch keine Genossen-
schaftsversammlung beschlussfähig.“ 

Niemanden wundert es, dass die
schlampige Disziplin den Bauverein in
den Ruin getrieben hat: Per 31.12.1961
weist die Bilanz einen geldmäßigen Fehl-
betrag in Höhe von 76.251,76 DM aus.
Ursache sind die hohen Kosten für lau-
fende Reparaturen einschließlich der Zu-
schüsse für die Schönheitsreparaturen,
die die Mieter auszuführen haben. 

Die Kosten  übersteigen alle Regeln.
Geplant sind 1,10 DM pro Quadratmeter
Wohnfläche, real werden 1958 schon 

1,32 DM und 1961 sogar schon 1,68 DM
ausgegeben. Die wirtschaftliche Situa-
tion erfordert energische Maßnahmen,
die die Prüfer einfordern: Umschuldun-
gen sind vorzunehmen, ein neuer Kredit
in Höhe von 6.450 Mark muss bei der
Stadtsparkasse Potsdam in Anspruch
genommen werden. 

Die Pleite und ihr Ende zeigen, dass es
gut war, eine GWG zu werden. Die  Haupt-
versammlung von 1962 stellt rück-
blickend fest: „Das Geld dazu wurde
durch die Umwandlung in eine sozialisti-
sche Genossenschaft verfügbar“. 
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Leider ist ein solches Referat nicht erhal-
ten geblieben, wohl aber das, was die
Protokollanten für wichtig erachteten. Im
50. Jahr des Bauvereins tagt die General-
versammlung am 29. November 1954. Die
Pflicht der Stunde sei es „einen ent-
schlossenen Kampf zu führen gegen die
Monopolkapitalisten und Junker, sich auf
die Seite der Sowjet-Union zu stellen und
diese im Kampf um den Frieden tatkräftig
zu unterstützen, damit wir bald ein fried-
liches, einiges, demokratisches Vaterland
bekommen.“ Der Verein hat zu diesem
Zeitpunkt 663 Mitglieder mit 770 Antei-
len. Man beschließt, eine Kommission zu
wählen, die bei Reparaturen die Arbeit
der Handwerker begutachtet und bei
mangelhafter Ausführung das Geld zu-
rückhält. Zum 50. Jubiläum des Bauver-
eins bekennen die Mitglieder ihren Stolz,
die Genossenschaft aus den Trümmern
gerettet und wieder aufgebaut zu haben.
Dann wird debattiert, ob die nächste

Generalversammlung auch wieder in der
Aula der Beethoven-Schule stattfinden
würde, oder ob man „.lieber wieder in ein
Lokal gehen sollte.“ Es bleibt bei der
Aula.

Die 50. Hauptversammlung im Novem-
ber 1957 würdigt die kosmischen Rund-
flüge des Sputniks, das 33. Plenum der
SED, den 40. Jahrestag der Oktoberrevo-
lution. „Es wird darauf hingewiesen, dass
uns große Aufgaben bevorstehen...“,
beschwört das Protokoll. 

Die Hauptversammlung im Juni 1959
lässt ihre Gedanken in die Ferne schwei-
fen: Beim „Aufbau unserer Genossen-
schaft denken wir auch an unsere Kinder
und Enkel, die nach uns auch in schönen,
modernen Wohnungen leben wollen“.
Sogar der Wunsch nach der Einheit
Deutschlands flackert noch einmal auf.
Zu Beginn der Genossenschaftsver-
sammlung im November desselben Jah-
res gibt der „Luftschutzbeauftragte der

Volkspolizei“ einen Bericht über „Die
Notwendigkeit der Neuorganisation des
zivilen Luftschutzes“. Die Zahl der Mit-
glieder schwindet: 476 mit 547 Anteilen.

Fünf Tage vor Heiligabend des Jahres
1960 findet die Hauptversammlung im
Karl-Marx-Werk II in der Ernst-Thälmann-
Straße statt. Den beiden Namen nach von
vornherein ein verpflichtender Ort für
weitgehende Erörterungen zur Lage der
Revolution nebst Analyse des Reparatur-
geschehens. Bevor man zu bevorstehen-
den Malerarbeiten und der dringlichen
Reparatur kaputter Dächer kommt, wird
diesmal der Kolonialismus in Afrika aufs
Korn genommen. Vielleicht hat es ja mit
dem kalten Winter zu tun. Die Rede ist
von noch auszumerzenden Resten des
Kolonialismus in Afrika, dem Weltfrieden
und der Aufgabe, neue Wohnhäuser auf-
zubauen und das Geschaffene in Frieden
zu bewahren. Niemand konnte allen
Ernstes behaupten, da sei nicht was Wah-
res dran. Es folgt noch die nützliche Er-
mahnung, bei Frost die Wasserleitungen
zu schützen und zu streuen, wenn es auf
dem Bürgersteig eisglatt wird. Jenseits
vom alten Afrika ergibt sich auf einmal
noch eine ganz hiesige, moderne Pro-
blemstellung: Ein Baugenosse fragt an,
„welchen Standpunkt der Vorstand hin-
sichtlich des Bauens von Garagen ein-
nimmt, um den aus der verstärkten Moto-
risierung entstehenden Wünschen der
Baugenossen zu entsprechen“. Der Vor-
stand gibt zu verstehen, „dass an einen
Garagenbau in Regie oder auf Kosten der
Genossenschaft zunächst noch nicht zu
denken ist“. Wer eine Garage benötige,
der müsse den Bau auf eigene Kosten be-
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Königstreu und vaterländisch,
aber im Grunde sozialistisch

Im Prüfbericht für die Jahre 1958 bis 1961 steht der Satz:
„Die Genossenschaftsversammlungen werden regel-
mäßig mit einem aktuell-politischen Referat, in dem
besonders die Zusammenhänge zwischen Politik und
genossenschaftlichem Leben herausgearbeitet werden,
eingeleitet.“ 



werkstelligen. Allerdings sei dafür die
Genehmigung aller zuständigen Dienst-
stellen sowie eine Zustimmung des Vor-
standes nötig. Die Motorisierung wird
sacht in eine lang gezogene bürokrati-
sche Kurve gelenkt.           

Der Bauverein gerät in den Folgejah-
ren immer mehr zu einem Reparatur- und
Ausbesserungswerk. Und wie nebenbei
zu einer kleinen Volkshochschule für alle
grundsätzlichen Fragen von Welt. Im
Jahre 1961 sind die „herrlichen Perspekti-
ven des 22. Parteitages der KPdSU“ der
Hauptversammlung Motivation genug,
um „mitzuhelfen, die Schlacken des
Kapitalismus abzuschütteln und dem
Sozialismus zum Siege zu verhelfen.“ Bei
der Gelegenheit bescheinigt man sich
selbst und im Namen des Bauvereins
sicherheitshalber noch rückwirkend bis
in die Tage von dessen Gründung anno
1904 „schon immer sozialistische Bestre-
bungen“ verfolgt zu haben. Mehr kann
man Geschichte nicht abverlangen.
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Kinder in der Wohnanlage Hermann-Maaß-
Straße in den 40er, 50er und 70er Jahren

Foto auf Seite 34:
Vorbereitung zum Hoffest



Aber das Gegenteil war der Fall: Aus der
Perspektive der planwirtschaftenden Ge-
sellschaft waren 10 Stunden werterhal-
tende Eigenleistung eine riesige Produk-
tionsreserve: 10 Stunden von jedem der
rund 600.000 Genossenschaftler im
Land, das sind 6 Millionen! Würde es ge-
lingen, diese Kapazitäten für das Strei-
chen der Fenster und Türen, das Reparie-
ren der Dächer und Leitungen oder das
Neusetzen von Zäunen einzusetzen, dann
könnte man Reparaturkapazitäten sparen
und den sich häufenden Beschwerden
der Bewohner eine Handlungsanweisung
entgegensetzen: Selbst ist der Mann!

Wie geplant, so wird’s getan: Jedem
Mitglied einer Genossenschaft werden 10
Pflichtstunden verordnet. Die Hauptver-
sammlungen haben ihre Statuten zu
ergänzen und entsprechende Vorausset-
zungen zu schaffen: „Die Einhaltung des
Beschlusses ist durch die Hausgemein-
schaft zu überwachen; mindestens ein-

mal jährlich ist dem Vorstand ein Bericht
zu erstatten, damit eventuell nicht gelei-
stete Stunden in Rechnung gestellt wer-
den können. Soziale Härten sind zu ver-
meiden, wer körperlich und finanziell zur
Ableistung bzw. Abgeltung nicht in der
Lage ist, kann durch Beschluss der Haus-
gemeinschaft von der Leistung befreit
werden.“ Der  Bauverein gibt sich 1972
eine entsprechende „Richtlinie“. Dem-
nach gelten als Eigenleistungen: Repara-
turen, soweit diese angemeldet sind,
Werterhaltungsmaßnahmen, wie zum
Beispiel das Streichen der Fenster, die
Pflege der Gärten, die Hilfe beim Einrich-
ten von Kinderspielplätzen und die Arbeit
in den ehrenamtlichen Gremien.

In der Praxis umfasst Eigenleistung
buchstäblich alles. Frau L. kommt beim
„ständigen Fortschaffen des auslaufen-
den Wassers“ anlässlich eines „Wasser-
rohrbruches der Heizung auf dem Boden“
im April 1972 auf drei Stunden Eigenleis-

tung. Dieselbe Menge an Zeit verbucht N.
am 25. März unter: „Schnee gefegt“.
Allein im Kampf mit den verschiedenen
Aggregatzuständen eines widrigen Ele-
ments, kann man Punkte sammeln, für
sich und die Hausgemeinschaft. „Im letz-
ten Sommer habe ich 11 Eisenpfähle an
meinem Gartenzaun eingerammt, weil
die Holzpfähle abgefault waren. Außer-
dem habe ich zwei Mal Rohrverstopfun-
gen beseitigt, dafür noch eine Reini-
gungsspirale gekauft für 29,80 DM. Ich
bin bereit für den Aufbau 20 DM zu zah-
len, bitte aber meine Arbeit anzurech-
nen.“ Ob Herr K. mit einer zweifachen
Rohrverstopfung und der eigens dafür
angeschafften Reinigungsspirale um die
Zahlung der 20,00 Mark herumgekom-
men ist, ist nicht überliefert. 

Das Lösen von Rohrverstopfungen
steht auf der Hitliste der Eigenleistungen
jedenfalls ganz oben. Dicht gefolgt von
Kehren und Laub aufsammeln. Besonders
aufwändig und zeitraubend war die
Instandsetzung von Jalousien, da konn-
ten schon mal 20 Stunden verstreichen.
„Mehrfaches Absicheln von Gras“ hin-
term Haus ( 3 Stunden) plus Harken „von
Blättern von Rasenflächen“ vor dem Haus
(7 Stunden) brachten ganz genau 10
Stunden. 

Die Summe aller Eigenleistungen
musste monatlich dem Rat der Stadt
Potsdam, Abteilung Wohnungswirt-
schaft, rapportiert werden. Die meldeten
das selbstredend ihrerseits weiter. Und
irgendwo am sensibelsten Ende aller
Melde-Wege hätte wohl die Parteifüh-
rung eigentlich ins Grübeln geraten müs-
sen, darüber, was doch so alles so oft ver-
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Selbst ist der Mann
solange er nicht 75 ist

Das Zauberwort der siebziger Jahre heißt Eigenleistung.
Aus heutiger Sicht mutet das Wort an sich ein bisschen
egoistisch an, klingt sehr nach „Ich für mich“, was in
einer Gesellschaft auf dem historischen Weg vom ICH
zum WIR beinahe konterrevolutionär klingt. 



stopft sein konnte in ihrem hübschen
Märchenland. 

Bei 348 Mitgliedern, die jeweils zu 10
Stunden verpflichtet sind, kann man von
der Genossenschaft 3.480 Stunden er-
warten. Erbracht werden 1971 nur
1.772,75 Stunden. 752,5 Stunden wurden
erlassen, weil die betreffenden Mitglie-
der älter als 75 Jahre sind oder das
Haushaltseinkommen des Mitgliedes
unter 350,00 Mark liegt. 954,75 Stunden
werden  finanziell abgegolten, macht
1,909,50 M.

Ende der siebziger Jahre beklagen die
Prüfer die zunehmende Tendenz, die
Pflichtstunden finanziell abzugelten. Sie
ordnen an: „Auf die Ableistung der
Pflichtstunden in Form von Arbeitsleis-
tungen muss orientiert werden. Entspre-
chende Maßnahmen sind vom Vorstand
einzuleiten.“ 

Aber das Mobilisierungswerk schlägt
fehl. Weder der Einfallsreichtum bei der
Abrechnung noch der tatsächliche Fleiß
der Genossenschaftler kann die fehlen-
den Handwerker ersetzen. Die Bausubs-
tanz braucht inzwischen professionelle
Pflege, ihre Ermüdung fachmännische
Zuwendung. Aber genau die bleibt aus:
„Wegen fehlender Baukapazität kann der
tatsächliche Bedarf nicht abgedeckt wer-
den. Besonders dringend werden Dach-
und Putzarbeiten sowie die Auswechs-
lung von Rohrleitungen.“ Mit Pflicht-
stunden in Eigenleistung ist da nichts
mehr zu machen.
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Abrechnung der Eigenleistungen



Die Rückfrage des Vorstandes bestätigt
die schlimmsten Befürchtungen. Der ge-
planten Bebauung des Areals zwischen
Nuthe, Havel und Babelsberger Park sol-
len die Häuser des Bauvereins in Havel-
und Nuthestraße weichen: „Um ein ein-
prägsames und von modernen Gesichts-
punkten konzipiertes Stadtbild zu erhal-
ten, kann der Wohnkomplex nur als Gan-
zes betrachtet werden. Unter Beibehal-
tung Ihrer Wohnblocks kann die vorgege-
bene städtebauliche Zielstellung nicht
erreicht werden. 

Einen Monat später wird das Gebiet
zum Aufbaugebiet erklärt. Gesetzliche
Grundlage ist das Aufbaugesetz  der DDR
vom 6. September 1950, wonach die
Kommunen berechtigt sind, Grundstücke
für die Errichtung von Wohngebieten in
Anspruch nehmen zu können. 

Was da auf eine Enteignung des Bau-
vereins hinauslief, folgte einer großen
Idee, die der Rat der Stadt mit Schreiben

vom 28. Februar 1969 erläutert: „Bei der
städtebaulichen Konzeption wurde von
der gesamtstädtischen Komposition aus-
gegangen. Die schalenförmige Anord-
nung der künftigen Wohnscheiben und
Hochhäuser um das Stadtzentrum von
Potsdam soll sich in S-Form im Gebiet
Zentrum-Ost/Babelsberg fortsetzen, um
am Babelsberger Park in optischer Be-
ziehung zu den Höhenzügen auszuklin-
gen.“ Generell bietet das Gebiet zwi-
schen Nuthe und Babelsberger Park
Baufreiheit „bis auf die von Ihnen be-
wohnten 5 Wohnblocks in der Havel- und
Wiesenstraße.“

Die Abrisspläne umfassen 86 Genos-
senschaftswohnungen. Die Stadt Pots-
dam drängt auf eine schnelle Erledigung
der Sache: Zügig will man in Verkaufs-
verhandlungen eintreten, als Übergabe-
termin wird der 31.12.1969 vorgesehen.

Schon im April versammelt man die
betroffenen Bewohner und bietet ihnen

neue Wohnungen in der Waldstadt an.
Die Umzugskosten will die Stadt tragen,
in Härtefällen wäre auch das Geld für
Gardinen da, wenn auch nur für solche
mittlerer Qualität. Aber die Mieter wollen
nicht so gerne weg. Sie wohnen im
Grünen, die meisten haben einen Garten,
viele eine Garage. Außerdem sind die
Mieten in den Neubauten viel zu hoch.
Könnte man nicht wenigstens eine
Altbauwohnung haben? Bis Mai 1970
muss Zentrum-Ost geräumt werden.

Vorstand und Revisionskommission
tragen das Unbehagen der Mitgliedschaft
in die Stadtverwaltung. Hier macht man
am 27. August den Genossenschaftlern
klar: „Falls die Genossenschaft zum Ver-
kauf nicht bereit sein sollte, würde die
Stadt umgehend das gesetzliche Ent-
schädigungsverfahren einleiten, für das
die gleichen Bedingungen wie beim Ver-
kauf gelten. Bei richtiger ideologischer
Einstellung sollte jedoch der Weg des
Verkaufs gewählt werden.“ Die Abge-
sandten des Vorstands erklären ihrer-
seits: „Die Frage des Verkaufs könne
nicht sofort, sondern erst nach Beratung
mit dem Vorstand und gegebenenfalls
nach Rücksprache mit der Revisionskom-
mission entschieden werden. Wahr-
scheinlich sei es jedoch darüber hinaus
nötig, die Meinung der Genossenschafts-
mitglieder zu dieser grundsätzlichen
Frage in einer Versammlung zu hören und
dort die Ermächtigung zum Verkauf ge-
ben zu lassen.“ Nach diesem Austausch
der Meinungen war die Atmosphäre zwi-
schen den Gesprächspartnern eher ge-
spannt. Das Protokoll vermerkt: „Die
Verteter der Stadt nahmen von diesen

40

Baufreiheit
für S-förmige Übergänge

Die Bedrohung trägt das Kleid einer Anfrage: Ob die
Flurstücke 21 bis 31 der Gemarkung Babelsberg dem
Bauverein gehören würden, will der Rat der Stadt
Potsdam wissen. Für eine schnelle Erledigung wäre man
dankbar, da „dieses Gebiet in den nächsten Jahren für
den staatlichen Wohnungsbau vorgesehen ist.“



Darlegungen Kenntnis.“ Aber es ging sei-
nen sozialistischen Gang. Mit 86 zu 24
Stimmen ermächtigt die Genossen-
schaftsversammlung am 29. September
1969 den Vorstand, Verkaufsverhandlun-
gen zu führen. 

Für den Abriss der Wohnblöcke mit 86
Wohnungen einschließlich „Nebenanla-
gen und Pflasterung“ sind rund  511.000
Mark im Gespräch, für Grund und Boden
weitere 66.396 Mark. Während die Stadt
dem Bauverein von diesen Summen jähr-
lich 4.000 Mark zahlen will, hat der
Bauverein anders gerechnet: Er will die
Verechnung des Geldes mit seinen Hy-
potheken. Dann wäre die Genossenschaft
schuldenfrei.

Es kommt aber doch ganz anders. Die
Verhandlungen schleppen sich hin, der
Verkaufstermin verstreicht. Mit Schreiben
vom 16. Juli 1970 teilt die Stadt dem
Bauverein mit: „Bei der Neukonzipie-
rung des Wohnkomplexes Zentrum-
Ost/Babelsberg wurden die Häuser Ihrer
GWG Bauverein Babelsberg mit einbezo-
gen. Ein Abriss dieser Häuser erfolgt
nicht.“ Wie die Einbeziehung konkret
aussehen wird, wisse man noch nicht. So
bald es darüber Unterlagen gäbe, wäre
man zu Konsultationen bereit. 

Der Prüfbericht für das Jahr klingt
erleichtert: „Damit ist für die GWG und
die in diesen Grundstücken wohnenden
Mitglieder eine schwerwiegende Belas-
tung gegenstandslos geworden.“ Aller-
dings: Im Oktober 1972 verkauft der Bau-
verein dann doch an die Stadt. Die 13.666
unbebauten Quadratmeter, die bisher als
Gärten genutzt werden, werden für die
Errichtung von Plattenbauten benötigt.
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Zentrum Ost ohne Aufschüttungen und Hoch-
häuser. 
Oben: Blick zur Havel, rechts liegt der Babels-
berger Park
Mitte: Überschwemmte Nuthewiesen
Unten: Blick mit Schwan in Richtung Babels-
berg



Anfang der 70er Jahre gewinnt der Woh-
nungsneubau in der DDR wieder an
Bedeutung. In der Bezirkshauptstadt ent-
steht das Wohngebiet „Potsdam West“
und ab Mitte der 70er Jahre wird der erste
Abschnitt von „Zentrum Ost“ gebaut.
Kurz darauf beginnen die Vorbereitungen
für die Errichtung des Wohngebietes „Am
Stern“. Auf der Suche nach Produktivi-
tätsreserven besinnt man sich der Genos-
senschaften: 15% des Grundvermögens
der in den 5oer Jahren gegründeten Ar-
beiterwohnungsbaugenossenschaften 
- so die Statistik - ist von den Mitgliedern
selbst geschaffen. Dazu tragen die Eigen-
leistungen bei, die jedes Mitglied zu er-
bringen hat, das eine neue Wohnung
möchte, aber auch die Pflege der Häuser
und Vorgärten. Zusätzliche Kapazitäten
ließen sich über die so genannten Träger-
betriebe der Genossenschaften er-
schließen. Trägerbetriebe waren jene, die
ihre Mitarbeiter über die Genossen-

schaft mit Wohnungen versorgen ließen.
Im Gegenzug unterstützen die Betriebe
die Genossenschaften mit Finanzen und
Material. Eine wichtige Rolle spielten die
Feierabendbrigaden. Hier taten sich Leu-
te zusammen, um in ihrer Freizeit und
außerhalb jedweden Tarifs Hausflure zu
renovieren und notwendige Reparaturen
vorzunehmen.

Alsbald wurden diese traditionellen
Hilfeleistungen Gegenstand staatlicher
Planung und Bestandteil der alljährlichen
Volkswirtschaftspläne. Allein 1973 leiste-
ten Genossenschaftsmitglieder republik-
weit Bau- und Instandsetzungsarbeiten
im Wert von 17,2 Millionen Mark.
Nicht alle diese Vorteile griffen bei den
Gemeinnützigen Wohnungsgenossen-
schaften. Sie waren zu klein für Repa-
raturbrigaden, hatten keinen Zugriff auf
Neubauwohnungen und keine Trägerbe-
triebe. Aber auch sie sollten bei der
Suche nach Reserven für den Wohnungs-

bau eine Rolle spielen: Würde man die
vielen kleinen alten Genossenschaften
zusammenfassen, so das Ansinnen der
Planwirtschaftler, dann könnte man
große Einheiten bilden, in denen sich
auch Feierabendbrigaden lohnen wür-
den. Könnte man sie dann in die Arbei-
terwohnungsbaugenossenschaften (AW-
G) überführen, dann wären auch sie stär-
ker in die Wohnungsversorgung der
Großbetriebe eingebunden.

Dieser Logik folgend propagiert der
Staat ab Mitte der 70er Jahre die Fusion
kleinerer Wohnungsgenossenschaften,
vornehmlich der vielen GWG. Entspre-
chende Gesetzesänderungen waren be-
reits seit 1971 vorgenommen worden.
Eine 1974 erscheinende Publikation unter
dem Titel „Nationale Front und AWG im
MACH-MIT-Wettbewerb“ zählt die Vor-
teile eines Zusammenschlusses auf: „Der
Verwaltungsaufwand wird geringer. Die
Wohnungen können sinnvoller vergeben
werden, die Tauschmöglichkeiten inner-
halb der AWG erhöhen sich. Eine effekti-
vere Instandhaltung der Wohngebäude
ist möglich.“ Und: „Der Aufbau eigener
Baukapazitäten wird sinnvoll.“ Die Auto-
ren werben mit proletarischen Lehren:
„Es ist eine alte Weisheit, dass eine Faust
stärker ist als 5 einzelne Finger, dass das
Ganze seinem Wesen nach mehr ist als
die Summe seiner Teile. Der Trend geht
deshalb seit einem reichlichen Jahr auf
den Zusammenschluss von Wohnungs-
baugenossenschaften.“ Beim Bauverein
hat man die Zeichen der Zeit längst er-
kannt. Bereits vor dem Erscheinen der
zitierten Broschüre der Nationalen Front
rührt sich der Bauverein in dieser Frage. 
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Auf der Suche 
nach Partnern

Ein Land reckt seine Glieder: Ein riesiges Neubaupro-
gramm kündigt sich an. Der Staat bringt Wohnungs-
unternehmen, Bauindustrie und Projektanten in Stel-
lung. So werden die Genossenschaften, um die es eher
still geworden war, neu entdeckt. 



Der Prüfungsverband für Arbeitwoh-
nungsbaugenossenschaften hatte dem
Vorstand vorgeschlagen, sich mit der
Gemeinnützigen Wohnungsbaugenos-
senschaft „Paul Neumann“ (heute GE-
WOBAe.G.) zusammen zu schließen. Der
Vorstand des Bauvereins wendet sich am
7. August 1973 an die benachbarte Ge-
nossenschaft: „Wir von uns aus wären
bereit, diesen Vorschlag mit Ihnen zu
besprechen und bitten hierzu um Ihre
Stellungnahme bzw. um einen Termin-
vorschlag für ein Zusammentreffen.“ Die
Sache ist durchaus eilig, drum bittet man
um einen Termin noch in diesem Monat.

Die GWG „Paul Neumann“ reagiert
prompt, aber abschlägig: „Wir haben im
Vorstand über diesen Vorschlag beraten
und sind der Meinung, dass wir diesen z.
Zt. nicht befürworten können.“ Allerdings
will man nicht ganz auf die eventuellen
Vorteile einer Fusion verzichten. Deshalb
stellt das Schreiben vom 18. August 1973
eine Zusammenarbeit für das kommende
Jahr in Aussicht: „Man sollte für 1974 erst
einmal mit der gemeinsamen Planung der
Instandhaltungs- und Instandsetzungs-
kapazitäten beginnen und dabei weitere
Erfahrungen sammeln.“

Aus Sicht des Vorstandes kommt nach
der Absage der GWG „Paul Neumann“ als
Partner lediglich die AWG“Karl Marx“ in
Frage. Die hat zu diesem Zeitpunkt rund
2.000 Wohnungen - im Vergleich zum
Bauverein ein Riese.
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Titelseite einer Broschüre der Nationalen
Front der DDR, 1974



Im Dezember 1975 formulieren sieben
Genossenschaften eine gemeinsame Ein-
gabe an die Arbeiter- und Bauerninspek-
tion (ABI) beim Rat der Stadt Potsdam.
Die Autoren sind allesamt Gemeinnützige
Wohnungsgenossenschaften, solche al-
so, die vor 1945 gegründet wurden und
über Altbauten verfügen.

Anlass der Eingabe ist die Zuteilung
von Baukapazitäten für die Werterhal-
tung ihrer Gebäude. Im ablaufenden Jahr
hatte man lediglich 80% der ursprünglich
zugesagten Maurerleistungen  erhalten,
beim  Heizungsbau  rund  20% und  bei
Dachdeckerarbeiten  40%.

Im kommenden Jahr soll es noch
schlimmer werden. Standen 1975 noch
50.000 Mark für Arbeiten an den Heizun-
gen zur Verfügung, sollten es 1976 ledig-
lich 34.000 Mark sein.  Und  das  für  rund
3.500 Wohnungen!

Die sieben Genossenschaften kom-
men zu dem Schluss: „Bei den drasti-

schen Kürzungen, speziell für 1976, ist
mit Sicherheit zu erwarten, dass die Alt-
bausubstanz nicht erhalten werden kann
und in der Folgezeit noch erhöhte Kapa-
zitätsforderungen  notwendig  werden.“
Es folgt der Appell: „lm Interesse der Er-
haltung der noch vorhandenen Wohnkul-
tur unserer Bürger bitten wir die ABI,
Maßnahmen  zu  ergreifen,  um  diese  un-
verständlichen Kürzungen der Baukapa-
zitäten rückgängig zu machen.“ Die  Wor-
te  „noch  vorhandene  Wohnkultur“  sind
unterstrichen. Die Antwort der ABI ist im
Archiv nicht aufzufinden. Der Prüfungs-
verband der Arbeiterwohnungsbauge-
nossenschaften, dem man offenbar eine
Kopie des Schreibens zugesandt hatte,
reagiert im Januar 1976 erneut mit Fu-
sionsratschlägen: „Wir vertreten den
Standpunkt, dass die Vielzahl der GWG in
Potsdam sich auch nachteilig auf die ord-
nungsgemäße Durchführung des Re-
paraturprogramms auswirkt und zu einer

Verzettelung der Kapazitäten führt.“
Ganz nach der Devise: „Haltet den
Dieb!“, fährt der Brief fort: „Auch die
eigenen Anstrengungen, die Reparatur-
durchführung durch eigene Handwerker
bzw. Feierabendtätigkeit zu organisieren,
erreichen nicht den Wirkungsgrad, der
bei einer zahlenmäßig großen Genossen-
schaft gegeben wäre.“

Der Hinweis des Verbandes bleibt
nicht ungehört. Erneut befasst sich der
Bauverein mit einer möglichen Fusion.
Ein Aufgehen in eine große Genossen-
schaft hätte tatsächlich Vorteile. Die
Möglichkeiten  des  Wohnungstausches
würden  sich  verbessern,  das  Kontin-
gent der Reparaturleistungen würde sich
vergrößern. 

Am 4. Februar 1976 wendet sich der
Vorstand des Bauvereins an die AWG
„Karl Marx“, um ihr einen Zusammen-
schluss anzutragen. Der Brief verweist
auf erfolgreiche Fusionen im sozialisti-
schen Ausland und in Nordhausen. Er-
scheine ein Zusammengehen beider Ge-
nossenschaften wegen der Lage ihrer
Bestände in Babelsberg zweckmäßig, so
ergäben sich für die AWG „Karl Marx“
doch eine Reihe von Vorteilen: „Bei einer
Fusion würde für  Ihre Genossenschaft u.
E. vor allem durch die Rationalisierung
der Verwaltung  (z. B. Anschaffung oder
bessere Auslastung der maschinellen
Ausstattung), durch bessere Möglichkei-
ten für zweckmäßige Wohnungszuwei-
sungen sowie durch Verbreiterung der
Basis für den Regiebetrieb (z. B. Material-
beschaffung, Art und Qualität der Be-
triebshandwerker) eine günstige Weiter-
entwicklung möglich werden.“
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Kurzes Rendezvous 
mit Karl Marx

Reparaturleistungen sind kaum noch zu haben, der In-
standsetzungsstau wächst und an Neubauwohnungen
kommt der Bauverein auch nicht ran. Wenn es doch
gelänge, jemanden zu finden, der beides hat: Neubau-
wohnungen und eigene Handwerker. 



Die derart umworbene AWG „Karl
Marx“ zeigt Interesse. Die Genossen-
schaft war in den letzten Jahren rasch
gewachsen und verfügte mittlerweile
über 2.600 Wohnungen. Das Missverhält-
nis zwischen ihr und dem kleinen Bau-
verein war noch größer geworden. Das
muss sich auf die Stimmung gelegt ha-
ben. So lässt das Protokoll des Treffens
beider Vorstände am 9. März 1976 vermu-
ten, dass die Atmosphäre wenig heiter
war.

Die AWG stellt klar: „Bei einer Fusion
sei nicht damit zu rechnen, dass die Ab-
deckung der Wohnungsansprüche der
Mitglieder  des  Bauvereins  zusätzlich
durch  Wohnungen  erfolgt,  die der AWG
zur Verfügung stehen.“ Und weiter: „Be-
reits jetzt bestehen in der AWG erhebli-
che Schwierigkeiten bezüglich der Repa-
raturdurchführung, obwohl die AWG 
9 eigene Handwerker beschäftigt. So be-
liefen sich bei Reparaturen an den Sani-
tärinstallationen die Wartezeiten bereits
jetzt auf 3 bis 4 Wochen. Der jetzt vorhan-
dene Bestand an AWG-Wohnungen kön-
ne nur mit äußerster Anstrengung eini-
germaßen in Ordnung gehalten werden,
und bei einer Fusion müsse voraussicht-
lich im wesentlichen auf die bisher für die
GWG tätigen Handwerker zurückgegriffen
werden.“ Ernüchterndes Finale der Klar-
stellung: „Bei einer Fusion sei somit nach
den jetzigen Erkenntnissen keine Verbes-
serung der Reparaturmöglichkeiten für
die GWG zu erwarten.“

Der Bauverein übergibt während des
Treffens seine Satzung, nach Einsicht in
die Buchführung stellen beide Seiten
fest, dass die Fusion buchhalterisch kein

Problem darstellen würde und ein geeig-
neter Termin für die Verschmelzung der
31. Dezember 1976 sei. Natürlich würde
der Bauverein in der AWG „Karl Marx“
aufgehen.

Der 31.12.1976 verstreicht ohne ge-
nossenschaftliche Fusion. Es liegen keine
Dokumente vor, die die damaligen Ent-
scheidungen belegen. Aber was sollte
dem Bauverein eine Fusion bringen?
Wohnungsangebote für die Mitglieder
sollte es nicht geben, eine Erweiterung
der Reparaturkapazitäten auch nicht.
Und dafür Namen und Eigenständigkeit
opfern?

Zehn Jahre später, im Januar 1985, gibt
es erneut einen Fusionsversuch, diesmal
im Auftrag des Stadtrates für Wohnungs-
politik. Inzwischen hat sich der Ton geän-
dert. Aus den „Baugenossen“ sind die
„Kollegen“, aus dem „genossenschaftli-
chen „ ist der „sozialistische“ Gruß ge-
worden. Der Vorstand der AWG „Karl
Marx“ versendet einen Fragebogen an
alle anderen Genossenschaften der
Stadt. Die Antworten würden „maßgeb-
lich die Entscheidungsfindung beeinflus-
sen.“ Auch der Bauverein beantwortet
den zehnseitigen Fragebogen mit Akribie.
Er trägt den Vermerk: „Nur für den
Dienstgebrauch“. Aber auch aus diesem
vorläufig letzten Fusionsversuch wird
nichts.
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Quittungen für Mietzahlungen, 
säuberlich aufgeklebt und archiviert 
bis zum November 1989



Wieder einmal wandelt sich die Zeit in
stürmischer Geschwindigkeit. Das DDR-
Volk erschreckt seine Führung, die dar-
aufhin die Grenze aufmacht. Die unge-
hemmt aufeinander treffenden Brüder
und Schwestern aus Ost und West gelo-
ben, nie wieder von einander zu lassen.
Gemeinsam bringen sie die Wiederver-
einigung auf den Weg. Am 1. Juli 1990
hört der Rubel auf zu rollen. Die D-Mark
hält Einzug.

Der Bauverein tritt erhobenen Haup-
tes in die Währungs- und Sozialunion
zwischen der DDR und der BRD ein. Eine
DM-Eröffnungsbilanz, die zum 30. Juni
1990 vorzulegen ist, bescheinigt dem
Bauverein eine gesunde Kapitalbasis.
Nach den neuen ökonomischen Regeln
sind die Grundstücke und Gebäude rund
11 Millionen DM wert. Spätestens bei die-
ser Berechnung spürt man den heißen
Atem der Wende, denn manches der nach
den neuen Regeln mit D-Mark hochbe-

werteten Gebäude war nach den alten
Vorschriften keine Ost-Mark mehr wert.
Angesichts der über Nacht erfolgten
Wertschöpfung lässt sich ein vergleichs-
weise geringerer Verlust ertragen: Aus
den 78.000 Mark der DDR, die auf den
Konten des Bauvereins lagern, werden
zum 1. Juli lediglich 39.000 Deutsche
Mark. Auch für diese Konten galt die
Umtauschformel 2:1.

Der Bauverein betritt die Arena der
sozialen Marktwirtschaft schuldenfrei.
Zwei Jahre vor der Währungsunion, im
Jahre 1988, hatte die Genossenschaft den
letzten seiner Reichsmark-Kredite abge-
löst. Niemanden war der Bauverein seit-
her etwas schuldig geblieben, was zur
Grundlage einer traumhaften Eigenkapi-
talquote von 99,9% wurde. Die konnte
man zwar berechnen, nicht aber nachwei-
sen. Denn die dazu notwendigen und
üblicherweise hierfür verwendeten
Grundbücher waren in den Jahrzehnten 
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Erhobenen Hauptes
und gut betucht in die Einheit

Die Wende bringt nicht nur den Wandel der Gesellschaft
und die Wiedervereinigung, sie bringt auch ein hierzu-
lande neues wirtschaftliches System. Das Eigentum des
Bauvereins wird neu bewertet, was aus der kleinen 
grauen GWG einen kleinen, aber feinen Bauverein
macht.



der DDR wenig gepflegt worden. Wem
was gehörte und wer was an wen weiter-
gab, war unwichtig in einem Land, in dem
das Private, erst recht das private Eigen-
tum, wenig wert war und sein sollte. Als
es wieder etwas wert werden sollte,
scheiterte es zunächst an der Unvollstän-
digkeit der Akten und im Grundbuchamt.
Bis März 1993 sollte es dauern, bis der
Vorstand die letzte Bescheinigung erhal-
ten konnte, dass dem Bauverein das ge-
hört, was ihm gehört und dass das Seine
nicht von Krediten belegt ist.
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Links: 
Blick in den Hof „Am Findling“, 1996

Oben: 
Farbentwürfe für die zu renovierenden
Fassaden in der Lotte-Pulewka-Straße

Unten:
Die erste „große Baustelle“ des Bauvereins
im Hof der Wohnanlage „Am Findling“ 



Die neuen gesetzlichen Regelungen, die
nach der Wiedervereinigung greifen, be-
treffen auch die innere Organisation des
Bauvereins. Das Statut und die Ge-
schäftsorganisation der Genossenschaft
sind nicht mehr zeitgemäß. Die General-
versammlungen beschließen am 27. Sep-
tember 1990 und am 27. Mai 1991 eine
neue Satzung. Gegenstand der Genos-
senschaft ist demnach die gute, sichere
und sozial verantwortbare Wohnungs-
versorgung ihrer Mitglieder. Der Bauver-
ein kann Bauten in allen Rechts- und
Nutzungsformen bewirtschaften, errich-
ten, erwerben und betreuen. Er kann alle
Aufgaben im Bereich der Wohnungswirt-
schaft, des Städtebaus und der Infra-
struktur übernehmen. Am 15. August
1991 erfolgt die Eintragung des Bauver-
eins in das Genossenschaftsregister der
Stadt. Er hat nun wieder ein Aufsichtsrat

und gehört dem eigens von ostdeutschen
Genossenschaften  gegründeten Verband
der Wohnungsgenossenschaften des
Landes Brandenburg an. 

Aber auch diese Veränderungen ver-
setzen den Bauerein noch nicht in die
Lage, selbständig und eigenverantwort-
lich zu wirken. Solange die Mieten die
Kosten nicht decken, ist der Bauverein
von staatlichen Zuwendungen abhängig.
Während sämtliche Kosten der Bewirt-
schaftung explodieren, bleiben die Mie-
ten eingefroren. Der Staat kommt für die
Differenz zwischen Kosten und Einnah-
men auf: Allein für das 2. Halbjahr 1990
erhält der Bauverein 295.500 DM aus
dem Staatshaushalt. In den 3 ersten
Quartalen des folgenden Jahres sind es
jeweils 76.600 DM. 

Erstmals steigen die Mieten zum 
1. Oktober 1991. Bis zu 1 DM pro Quadrat-

meter darf die Erhöhung betragen. Erst-
mals werden Beschaffenheitsmerkmale
herangezogen, um die Miethöhe zu be-
rechnen. Wo das Dach oder die Fassade
undicht ist oder die Wohnung kein eige-
nes Bad hat, soll weniger Miete gezahlt
werden, wo alles in Ordnung ist, soll die
volle Mieterhöhung gelten. 

Die Miethöhe ist laut Einigungsvertrag
und entsprechend des „Gesetzes zur Re-
gelung der Miethöhe“ an die Einkom-
mensentwicklung im Osten Deutschlands
gekoppelt. Es ist Sache der Bundes-
regierung, die Mieten zu erhöhen. Der
Prozess ihrer Anpassung zieht sich bis
Mitte der 90er Jahre hin. Obwohl heute
im Osten noch immer nicht das Einkom-
mensniveau des Westens erreicht werden
konnte, liegen die Mieten schon lange
auf Westniveau.

Im März 1992 entschließt sich der
Vorstand zum ersten Mal zur Aufnahme
eines Kredites. 1.000.000 DM will man für
den Einbau von Bädern und Toiletten in-
vestieren. Kreditgeber ist die Kreditan-
stalt für Wiederaufbau. 60 Wohnungen
werden 1993/94 in der Großbeerenstraße
und in Zentrum Ost umgebaut, die Hälfte
davon verfügte bisher nur über ein
Außen-WC. Eingebaut werden unter an-
deren vorgefertigte Badzellen, die man
vor Beginn der Maßnahmen im Hof der
Wohnanlage in Zentrum Ost ausgestellt
hatte. Das Interesse der Mieter war groß,
ebenso groß war die Freude, als die Mo-
dernisierung abgeschlossen war.

Waren mit dieser Maßnahme die
frühen Bauten der Genossenschaft bes-
ser gestellt worden, so begann etwa zur
selben Zeit die Modernisierung freigezo-
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Alles neu
macht die Wende

Die Wiedervereinigung verändert nicht nur die sozialen
und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen, sie bietet
dem Bauverein auch neue Möglichkeiten. Längst über-
fällige Instandsetzungsarbeiten werden möglich, aufge-
staute Modernisierungen machbar. Auf 10 Millionen DM
schätzt der Vorstand des Bauvereins 1990 den aktuellen
Leistungsbedarf für Instandhaltungen.



gener Wohnungen. Vier bis sechs Wochen
nach Auszug des Vormieters konnte man
eine völlig umgebaute und modern aus-
gestatte Wohnung vergeben: Fenster und
Elektroleitungen waren erneuert, Bäder
eingebaut, Kohleöfen durch Gasetagen-
heizungen ersetzt worden. Die Anzahl der
auf diese Art modernisierten Wohnungen
beläuft sich auf 6 bis 12 pro Jahr, was bis
heute etwa 80 Wohnungen ausmacht.

Eine Herausforderung stellt die Nutzung
der Frei- und Grünflächen dar. Es fehlt an
Stellplätzen für die schnell wachsende
Zahl an Autos. In Zentrum Ost und später
auch am Findling entstehen im Laufe der
Jahre neue Parkplätze, die zum großen
Teil an ihre Nutzer vermietet werden. 

Der Hof der Wohnanlage Am Findling
muss neu geordnet werden. Nur ein Teil
der 30 Gärten, die oft mit Lauben und
Schuppen versehen sind, werden von den
Mietern noch genutzt. Ein anderer Teil
verfällt. Unter den rund 100 anwohnen-
den Haushalten wächst der Unmut über
die seit Jahren wild wuchernden Zustän-
de. Das Nachlassen des Interesses der
Gartennutzer signalisiert, dass Kleingär-
ten heute ein andere Rolle spielen als
noch vor anderthalb Jahrzehnten. Der
Vorstand entschließt sich zur Räumung
des Hofes.  Die Zäune und Barrieren, die
Buden und Terrassen werden entfernt,
der Hof wieder allen Anwohnern zugäng-
lich gemacht. Die Entscheidung des Vor-
standes erhält nicht ungeteilten Beifall.
Aber wer heute über den Hof geht, dort in
der Sonne sitzt oder seine Wäsche zum
Trocknen aufhängt, der weiß den großen
grünen Hof zu schätzen.
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Oben: Einer der ungenutzten Gärten im Hof
„Am Findling“ vor und nach der Umge-
staltung 

Unten: Badeinbau in der Großbeerenstraße,
Zustand vor, während und nach den Arbeiten



Von Anfang an dabei 1997 gründet sich
der Arbeitskreis Stadtspuren. Genossen-
schaftliche und das kommunale Woh-
nungsunternehmen der Stadt Potsdam
finden sich in diesem nur locker gefügten
Gremium zusammen, obwohl sie eigent-
lich miteinander konkurrieren, aber ge-
nau darum sollte es ja gehen: Über die
Grenzen der Konkurrenz und der eigenen
Grundstücke hinweg wollten die Unter-
nehmen bei der Entwicklung ihrer Wohn-
standorte zusammenarbeiten. Dem wa-
ren seit dem Frühjahr 1996 zahlreiche
Diskussionen vorausgegangen, an denen
die Vorstände und Geschäftsführungen
der Genossenschaften und der städti-
schen GEWOBA beteiligt waren. 

Der Wille, etwas gemeinsam auf den
Weg zu bringen, kam nicht von ungefähr:
2001 sollte die Bundesgartenschau in
Potsdam stattfinden und fünf Jahre davor
war so recht nicht zu erkennen, womit
Potsdam sein Publikum überraschen

wollte. Eine Mischung aus Verärgerung
und Sorge ließ bei den Potsdamer Woh-
nungsunternehmen die Idee keimen, ge-
meinsam etwas zur Vorbereitung der
Bundesgartenschau zu tun. Man wollte
die Blumenschau in die Wohngebiete tra-
gen und dafür sorgen, dass es dort noch
immer blüht, wenn die BUGA-Besucher
längst wieder zu Hause sind. Die BUGA,
die bleibt - so hieß das schnell gefundene
gemeinsame Ziel, dessen Formulierung
leichter war als dessen Umsetzung. Denn
wie sollte so etwas aussehen? Die zum
Arbeitskreis gehörenden Unternehmen
verabreden, vor allem ihre Wohnsiedlun-
gen in der Innenstadt und an den Stadt-
eingängen bis zum Beginn der Bundes-
gartenschau vollständig zu sanieren. Zu
den ausgewählten Bereichen gehört auch
das Wohngebiet Zentrum Ost, in dem sich
fast die Hälfte der Wohnungen des Bau-
vereins befindet. Nicht nur die Häuser
und Wohnungen sollen instand gesetzt

und modernisiert werden, auch das
Wohnumfeld soll auf Vordermann ge-
bracht werden, möglichst nach einer über
die Grundstücksgrenzen hinweg reichen-
den Gestaltungsidee. Alles in allem eini-
gen sich die Mitglieder des Arbeitskrei-
ses auf ein anspruchsvolles Programm,
das mehr als 400 Millionen DM schwer ist
und in den folgenden Jahren noch zu-
nimmt. War der Arbeitkreis zuerst an 
11 Standorten aktiv, so sind es im BUGA-
Jahr 2001 immerhin schon 20. Das In-
vestitionsvolumen sollte bis zu diesem
Zeitpunkt auf mehr als 700 Millionen DM
ansteigen.

Aber das ist im Sommer 1996 noch
nicht absehbar. Zwar beteiligt sich der
Vorstand des Bauvereins an den Diskus-
sionen um die möglichen Vorhaben und
die Geschäftsordnung des Arbeitskrei-
ses. Aber leichten Herzens kann sich der
Vorstand nicht für eine Mitarbeit ent-
scheiden. Und so kommt es, dass der
Bauverein zwar schon immer einer der
Aktivisten des Arbeitskreises ist, nicht
aber zu den Gründungsmitgliedern zählt.
Als der Arbeitskreis Stadtspuren im März
1997 erstmals an das Licht der Öffentlich-
keit tritt, ist der Bauverein nicht mit
dabei. 

Maßgeblicher Grund für das Zögern
von Vorstand und Aufsichtsrat sind die
aus der Mitgliedschaft im Arbeitskreis
folgenden Verpflichtungen. So hätte sich
der Bauverein verpflichtet, innerhalb kür-
zester Zeit Baumaßnahmen in einer bis-
her nicht gekannten Größenordnung
durchzuführen. Die absehbare Investi-
tionshöhe hätte mehrere Millionen DM
betragen, ebenso der Umfang der not-
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Stadtspuren -
Von Anfang an dabei

Seit dem Frühjahr 1996 diskutierten Vertreter der ver-
schiedenen Potsdamer Genossenschaften und der kom-
munalen GEWOBA die Möglichkeiten einer engeren
Zusammenarbeit.  Der Bauverein war von Anfang an da-
bei, aber als es dann richtig losging, brauchte er noch
einmal Bedenkzeit.



wendigen Kredite und Fördermittel. Solch
langwierige und umfangreiche finanzielle
Verpflichtungen war der Bauverein nie
zuvor eingegangen. Soviel Geld hatte er
in seiner jahrzehntelangen Geschichte
noch nie in die Hand genommen!

Und noch eines war zu bedenken:
Auch der Umfang der zu bewältigenden
Arbeiten zur Vorbereitung, Durchführung
und Abrechnung der Baumaßnahmen
würden den Bauverein vor eine einzigarti-
ge Herausforderung stellen. 

Aber Stadtspuren verhieß auch eine
Chance, wahrscheinlich sogar eine ein-
malige: Die Möglichkeit, im boomenden
Babelsberg einen Teil seiner Wohnungs-
bestände auf Vordermann bringen zu
können und gleichzeitig die fast 100 Jahre
alten Wohngebäude in Zentrum Ost von
Grund auf zu sanieren, versprach ein
Stück sichere Zukunft. Wer weiß, ob man
eine solche Chance jemals wieder erhält? 
Nach langwieriger Überlegung ent-
schließen sich Aufsichtsrat und Vorstand,
die Herausforderung anzunehmen. Der
Bauverein wird im September 1997 Mit-
glied des Arbeitskreises Stadtspuren.
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Die erste Presseveröffentlichung über den
Arbeitskreis in der Märkischen Allgemeinen
Zeitung vom 19. März 1997

Oben:
Die Vertreter der am Arbeitskreis Stadtspuren
beteiligten Unternehmen.
Dritter von rechts: Horst Gösel,
Vorstandsvorsitzender des Bauvereins  



Mit dem Jahr 1998 beginnt für den Bau-
verein Babelsberg eine stürmische Etap-
pe der Modernisierung und Instandset-
zung. Allein bis Ende 2001 werden 
178 Wohnungen in Zentrum Ost und in
der Großbeerenstraße modernisiert und
6 Dachgeschosswohnungen neu gebaut.
Das in diesen Jahren eingesetzte Investi-
tionsvolumen erreicht eine Höhe von 11,0

Millionen DM, 6,8 Millionen sind davon
Fördermittel des Landes Brandenburg. 

Ursprünglich hatte der Arbeitskreis
lediglich ein Projekt unter Einbeziehung
von Gebäuden des Bauvereins geplant.
Bis zum Beginn der Bundesgartenschau
sollte die Mehrzahl der Wohngebäude in
Zentrum Ost modernisiert werden. In die-
ses Vorhaben hatte man die seit 1905

errichteten Gebäude des Bauvereins ein-
gebunden. Das Gebäudeensemble inmit-
ten des Plattenbaugebietes zwischen
Havel, Nuthe und Babelsberger Park ge-
legen, sollte wie die anderen Wohnge-
bäude auch bis 2001 saniert werden. Idee
war es, zur Eröffnung der Bundesgarten-
schau das erste Plattenbaugebiet der
Stadt Potsdam, das vollständig saniert
wurde, präsentieren zu können. Dies ent-
sprach auch den Interessen des Bauver-
eins. Einerseits konnte sich der Bauver-
ein des Mittuns seiner eigenen Bewohner
in Zentrum Ost sicher sein. Denn es konn-
te ja kaum von Schaden sein, wenn die
Häuser in der Umgebung ein freundliche-
res Gesicht erhalten würden und das
Wohnumfeld eine generelle Instandset-
zung. Andererseits standen die Wohn-
häuser des Bauvereins seit fast 100 Jah-
ren an ihrem Platz, hatten der Krieg wie
auch die weniger harten Zeiten ihre Spu-
ren hinterlassen. Da konnte eine Gene-
ralinstandsetzung gerade recht sein. 

Der Bauverein wäre nicht Bauverein,
wenn ihm ein Projekt genügen würde. Der
Vorstand erarbeitet ein weiteres Projekt,
das er dem Arbeitskreis im Oktober 1997
zur Beschlussfassung vorlegt: Entlang
der Großbeerenstraße sollen bis Sommer
2001 weitere 78 Wohnungen saniert wer-
den. Die Wohnungen waren zwar teilwei-
se zwei Jahrzehnte jünger als die in
Zentrum Ost, gleichwohl erschien es
angesichts der starken Nutzung der
Großbeerenstraße durch den Autover-
kehr geboten, den Qualitätsstandard der
Wohnungen zu sichern oder zu erhöhen. 

Nun mögen ja derlei Überlegungen
richtig sein, aber was hat das mit der
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Wohin man schaut, 
da wird gebaut

Ein so umfangreiches Investitionsprogramm hatte es in
der Geschichte des Bauvereins noch nicht gegeben.
Innerhalb kürzester Zeit wird etwa die Hälfte der Woh-
nungen des Bauvereins modernisiert. Nach 60 Jahren
werden erstmals wieder neue Wohnungen gebaut.



Bundesgartenschau zu tun? Für die Ein-
reihung des Standortes in die Stadtspu-
ren-Vorhaben spricht seine Lage an der
wichtigen Verbindungsstraße zwischen
Stadtzentrum und Babelsberger Film-
park, die von vielen Besuchern der Stadt
passiert wird. Die zur Bundesgarten-
schau anreisenden Besucher sollen im
Jahr 2001 an einer freundlich wirkenden
und sanierten Siedlung „Am Findling“
vorbei kommen. 

Mit den beiden großen Bauvorhaben
beginnt eine arbeitsintensive Zeit für den
Vorstand und die Geschäftsstelle. Der
Vorstand muss die Voraussetzungen für
die Finanzierung schaffen, eigenes und
fremdes Kapital nachweisen, um Förder-
mittel beantragen zu können. Bauprojek-
te werden entwickelt, Leistungen ausge-
schrieben, Angebote eingeholt und ge-
prüft, Firmen verpflichtet und wieder ge-
kündigt, technische Lösungen diskutiert
und verworfen, Rat von anderen Mit-
gliedsunternehmen eingeholt, um dann
doch eine eigene Idee zu verwirklichen...
Jeder Tag hält eine neue Überraschung
bereit, hier lauert Schwamm im Gebälk,
an anderer Stelle sprengen Nachträge die
Kalkulationen. Ein Kapitel für sich ist der
Mittelnachweis. Aktenordner um Akten-
ordner mit zigfach kopierten Rechnungs-
belegen erteilen Vorstand und Prokuris-
tin ihre Lektionen: Einmal Fördermittel in
Anspruch genommen - das reicht fürs
ganze Leben.
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Links und rechts:
Wohnanlagen des Bauvereins in Zentrum Ost
und „Am Findling“ vor und nach der
Sanierung (1999 und 2002)



Eines der wichtigsten Ziele war, die Bun-
desgartenschau in die Wohngebiete zu
tragen. Demnach sollte nicht nur an den
Gebäuden, sondern auch im Wohnumfeld
instandgesetzt, verschönert und moder-
nisiert werden. Wie aber sieht ein moder-
nes Wohngebiet aus? Was ist auch noch
in den nächsten Jahren, ja Jahrzehnten
zeitgemäß? Gibt es so etwas wie öffentli-
che Wohngärten? Um diese Fragen zu
beantworten, lud der Arbeitskreis, unter-
stützt von der Berliner Gartenbaufirma
Flöter & Uszkureit zu einer Tagung mit
dem Titel „Wohngärten 2000“. Mehr als
100 Gäste, Landschaftsarchitekten, Pla-
ner, Wohnungswirtschaftler und Mitar-
beiter aus Stadtverwaltungen diskutier-
ten einen Tag lang die Gestaltung eines
ansprechenden und modernen Wohnum-
feldes.

Immer wieder hat es der Arbeitskreis
verstanden, sich Arbeitsformen zu bedie-
nen, die Erfahrungsaustausch mit ande-

ren, Transfer von Knowhow und Wissens-
transfer aber auch der gründlichen Ana-
lyse der eigenen Aufgaben und Möglich-
keiten dienen. So fand vom Herbst 1998
bis hinein ins Frühjahr 1999 ein studenti-
scher Wettbewerb statt, der von der Cott-
buser Technischen Universität  in Zusam-
menarbeit mit dem Arbeitskreis Stadt-
spuren organisiert wurde. Zu den Wett-
bewerbsaufgaben zählte die Integration
der Stadtspuren-Projekte in die Stadter-
neuerungspolitik. Die Arbeiten der Stu-
denten wurden in einer Ausstellung prä-
sentiert, die vom damaligen Minister für
Stadtentwicklung, Wohnen und Verkehr,
Hartmut Meyer, eröffnet wurde. Mit die-
ser Ausstellung unterstrich der Arbeits-
kreis seinen Anspruch, die Stadterneu-
erungspolitik Potsdams mitzugestalten.
Zugleich stellte die Ausstellung aber
auch die Kompetenz des Arbeitskreises
unter Beweis: Man wollte nicht nur mitre-
den, man hatte auch etwas vorzuweisen.   

Und man konnte die richtigen Fragen
stellen. So beauftragte der Bauverein
gemeinsam mit der Wohnungsgenossen-
schaft „Karl Marx“ Potsdam e.G. und der
GEWOBA eine interdisziplinäre studenti-
sche Arbeitsgruppe namens „Stadt in
Sicht“, die Perspektiven des Stadtteils
Zentrum Ost zu untersuchen: Was kommt
nach der Modernisierung des Stadtteils?
Welchen Anforderungen muss der Stadt-
teil im Jahre 2015 gerecht werden? Was
müssen die Wohnungsunternehmen leis-
ten, damit ihre Wohngebiete auch im
nächsten Jahrhundert noch bewohnbar
sind?

„Stadt in Sicht“ legte seine Unter-
suchungen breit an: Eine Bewohner-
befragung wurde durchgeführt, Wohnum-
feldplanungen gefertigt, über das Image
des Stadtteils und die Öffentlichkeitsar-
beit geforscht, die Möglichkeiten der
Kommunikation im Stadtteil untersucht,
die Rolle und Interessen der Gewerbe-
treibenden vor Ort analysiert. Verbunden
war die Arbeit von „Stadt in Sicht“ mit
einer offensiven und attraktiven Öffent-
lichkeitsarbeit. Von Anfang an war man
bemüht, im Stadtteil um Verbündete zu
werben, Vereine und Initiativen mit einzu-
beziehen und die Bewohner auf dem
Laufenden zu halten. So organisierte man
eine Ausstellung mit historischen Fotos,
die Bewohner des Stadtteils zur Ver-
fügung stellten. Ein Fest mit dem Titel
„Schauplatz Stadtplatz“ machte auf die
Notwendigkeit der Sanierung des zentral
gelegenen Stadtplatzes aufmerksam.
Eine „Fassadengalerie“, an der Jugend-
und Kindereinrichtungen des Stadtteils
mitgearbeitet hatten, markierte den Be-
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Stadt in Sicht:
Die Zukunft befragen

Von Anfang seiner Mitgliedschaft an hat sich der Bau-
verein im Arbeitskreis Stadtspuren dafür eingesetzt,
dass sich die Zusammenarbeit der Mitgliedsunterneh-
men nicht nur auf die Modernisierung der Wohngebäude
und Wohnungen bezieht. 



ginn der Sanierungsarbeiten in der Lotte-
Pulewka-Straße. 

Mit ihrer Art des öffentlichen Arbei-
tens und der Einbeziehung der Bewohner
hatten es die Mitarbeiter von „Stadt in
Sicht“ geschafft, dem Stadtteil eine posi-
tive Presse zu bescheren. Innerhalb kür-
zester Zeit wurde aus dem „Erfor-
schungsareal“ immer wieder Positives
vermeldet - so etwas hatte ein Potsdamer
Plattenbaugebiet schon lange nicht mehr
erfahren. Die Auseinandersetzung der
Medien mit dem tatsächlichen Alltag im
Stadtteil, die Aufwertung der Wohnge-
bäude und des Wohnumfeldes durch die
Wohnungsunternehmen und die hohe Ak-
zeptanz des Stadtteils bei seinen Be-
wohnern bewirkten, dass Zentrum Ost
alsbald zum beliebtesten Plattenbauge-
biet der Stadt wurde. Selbst der stadtwei-
te Vergleich, den die Potsdamer Neues-
ten Nachrichten im Jahre 2002 anstellten,
sah Zentrum Ost auf den oberen Stufen
des Treppchens. 

Aber ehe es soweit gekommen ist, war
noch einiges zu bewegen. Unter anderem
in der Potsdamer Stadtverwaltung, denn
die hatte ganz andere Vorstellungen von
der Entwicklung des Stadtteils als die
Wohnungsunternehmen vor Ort.
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Oben:
Aus der Märkischen Allgemeinen Zeitung 
vom 6. Januar 1999

Unten:
Ergebnisse der Bewohnerbefragung. Die Gra-
fik zeigt, dass die Mitglieder des Bauvereins
in der Regel zufriedener sind als die anderen
Bewohner von Zentrum Ost (Quelle: Stadt in
Sicht, Grafik von Ludwig Schultheis)



Der Anlass für die Beauftragung von
„Stadt in Sicht“ war ein Planungsverfah-
ren, das im Auftrag der Stadtverwaltung
durch den Sanierungsträger Potsdam im
Wohngebiet durchgeführt wurde. 
Die vorgelegten Planungen gingen in
Inhalt wie auch in Form an den Interessen
der Bewohner vorbei. So schlug man vor,
den für Anwohner wie für Gewerbetrei-
bende wichtigen Parkplatz in einen Park
umzuwandeln. Als Ersatz wollte man den
einzigen Jugendklub des Gebietes ab-
reißen und an dessen Stelle ein kosten-
pflichtig zu nutzendes Parkhaus errich-
ten. Andere Vorschläge sahen die auf-
wändige Umleitung des Straßenverkehrs
in den ruhig gelegenen nördlichen Be-
reich von Zentrum Ost vor. Wusste man
von den meisten dieser Vorschläge nicht
zu sagen, wie, wann und durch wen sie
finanziert werden sollten, so offenbarten
sie zudem eine erschütternde Unkenntnis
der natürlichen, bautechnischen und

funktionalen Gegebenheiten wie auch
der Wünsche und Bedürfnisse der Be-
wohner des Gebietes.

Die betroffenen Unternehmen beauf-
tragten kurzerhand die Arbeitsgruppe
„Stadt in Sicht“, die Bewohnerbefragung
zu beschleunigen und als Alternative zum
strittigen Rahmenplan eine Freiraumpla-
nung zu erarbeiten, die den Bedürfnissen
des Gebietes entspricht. 

Innerhalb kurzer Zeit hatte „Stadt in
Sicht“ eine Freiraumplanung für das
Wohngebiet vorgelegt. Sie orientierte
sich an Bedarf und Machbarkeit und  bet-
tete die vorgesehenen Maßnahmen der
Wohnungsunternehmen in ein schlüssi-
ges Gesamtkonzept. Anknüpfend an den
im Norden an das Wohngebiet grenzen-
den Nuthepark entwickelte „Stadt in
Sicht“ die Idee einer grünen Achse, die
über den Stadtplatz bis in den Süden des
Wohngebietes reichte. Auf diese Weise
gelingt es, die Qualität der Umgebung in

den Stadtteil zu holen, sie aufzunehmen
und mit wichtigen Punkten des Stadtteil-
lebens zu verknüpfen. 

Auf einem Planungsworkshop, zu dem
die Wohnungsunternehmen alle beteilig-
ten Ämter einluden, wird auf Grundlage
der Vorschläge von „Stadt in Sicht“
schließlich ein Konsens zwischen Stadt-
verwaltung und Beteiligten ausgehan-
delt, der Grundlage für die Modernisie-
rung des Stadtteils wird.
Hatte der Sanierungsträger Potsdam mit
seiner unrealistischen Rahmenplanung
keine Antwort für die Gestaltung des zen-
tralen Platzes von Zentrum Ost gewusst,
so mussten nun die Wohnungsunterneh-
men eine finden. Denn der ungepflegte
und nur eingeschränkt nutzbare Platz
beeinträchtigte schon jetzt das Wohlbe-
finden der Bewohner, erst recht würde er
dies tun, wenn die Häuser rings umher
saniert sein würden. Um die in die Wohn-
gebäude getätigten Investitionen zu
sichern, war eine schnelle Entscheidung
nötig. Was also war zu tun?

Letztendlich finden Bauverein, Woh-
nungsgenossenschaft „Karl Marx“ und
GEWOBA  gemeinsam einen Weg, den zu
gehen den Beteiligten nicht leicht fällt:
Angesichts der leeren Kassen des städti-
schen Haushaltes entschließen sich die
Wohnungsunternehmen, den Löwenan-
teil der Kosten für die Erneuerung des
Stadtteilplatzes zu übernehmen. Nur zu
diesem Preis ist eine kurzfristige Besse-
rung der Situation zu haben. Im Frühjahr
2000 beginnt der Umbau des Platzes, der
bis Herbst desselben Jahres abgeschlos-
sen werden kann. Schon im September
2001 wird der Platz mit einem großen
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Gemeinsam und dem
Gemeinnutz verpflichtet

Ein Haus ist ein Haus. Mehrere Häuser sind ein Wohn-
gebiet. Aber ein Wohngebiet ist mehr als mehrere Häu-
ser. Wer seine Häuser in Ordnung halten will, muss sich
zwangläufig mit dem befassen, was sich zwischen, vor
und hinter den Häusern abspielt.  



Fest an die Bewohner übergeben. Der
Bauverein und die anderen Wohnungs-
unternehmen hatten Wort gehalten: Sie
haben die Bundesgartenschau in das
Wohngebiet getragen. Und damit ein
gutes Stück Zukunft gepflanzt.

In Zentrum Ost bringen der Bauverein
und die Partnerunternehmen im Arbeits-
kreis ein weiteres zentrales Projekt auf
den Weg: Mit dem Abriss von zwei
Baracken auf dem Gelände der Gesamt-
schule wird der Weg frei für den Bau einer
neuen Schulsportanlage. Zwar lag ein
durchgerechnetes Investitionsprojekt für
die Anlage vor, nur hatte man dabei die
im Weg stehenden Baracken nicht be-
rücksichtigt. Die Wohnungsunternehmen
machten ihr Engagement von Bedingun-
gen abhängig. So sollte der Sportplatz
künftig auch außerhalb der Schulzeit
zugänglich und nutzbar sein.  So würde
das Wohngebiet einen Ort gewinnen, an
dem gerade Jugendliche ihre freie Zeit
verbringen können.

Im Neudeutschen nennt man diese Art
des Zusammenwirkens zwischen öffentli-
cher Hand und Unternehmen public-pri-
vate-partnership. In einer Zeit, da die öf-
fentliche Hand, zumal die der Kommu-
nen, über immer weniger finanzielle Mit-
tel verfügt, sollte man sich jedoch der gu-
ten Erfahrungen erinnern: Die viel disku-
tierten Risiken, die angeblich immer vor-
handene Übervorteilung des unterneh-
merisch orientierten Partners, die Gefahr
der Vereinnahmung durch den Geldgeber,
der Verlust demokratischer Kontrolle und
so fort - all diese generellen Bedenken
finden sich weder in dem einen noch in
dem anderen Fall bestätigt. 
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Oben: Begleitet von Trommeln beginnt der
Abriss der Baracken auf dem Sportplatz

Links: Arbeiten auf dem Stadtplatz

Rechts: Bauschild auf dem Stadtplatz im
Zentrum Ost



So verstärkte der Bauverein ab 1999
seine Öffentlichkeitsarbeit.

Zunächst konzentrierte sich das zu-
nehmende Engagement auf die gemein-
same Arbeit der Stadtspuren-Mitglieder
im Wohngebiet  Zentrum Ost: 1999, 2000
und 2001 fanden hier große Wohnge-
bietsfeste statt, die den Verlauf der Sa-
nierungsarbeiten in den mehr als 3000
Wohnungen markierten. Mit ganztägigen
Bühnenprogrammen, Informationsstän-
den und unter Einbeziehung der örtlichen
Vereine und Gewerbetreibenden wurden
diese Tage zu gut besuchten Festtagen.

Aber der Bauverein ging auch eigene
Wege. Als die Modernisierung des Wohn-
gebäudes Lotte-Pulewka-/Ecke Max-Vol-
mer-Straße ihrem erfolgreichen Ende
zuging, setzte der Bauverein dem Ganzen
die Spitze auf: Vorstand und Oberbürger-
meister Matthias Platzeck legten selbst
Hand an, um an die Stelle der 1945 wegen
Baufälligkeit entfernten eine neue Turm-

spitze aufzusetzen. Die geladenen Gäste
und Journalisten zeigten sich beein-
druckt, manch einer hatte bislang gar
nicht gewusst, dass es in Zentrum Ost
nicht nur Platten- sondern auch Altbau-
ten gibt.

Seit 2000 verfügt der Bauverein über
ein eigenes Informationsblatt, dass zwei-
mal im Jahr erscheint. Es ergänzt die all-
jährlich stattfindenden Mitgliederver-
sammlungen und das jederzeit mögliche
und oft auch genutzte persönliche Ge-
spräch mit dem Vorstand. 

Im Frühjahr 2001, unmittelbar vor
Beginn der Bundesgartenschau, fand in
den Räumen des Bauvereins eine ge-
meinsame Ausstellung der Unternehmen
des Arbeitskreises Stadtspuren statt. Die
von den Machern als „Fensterausstel-
lung“ bezeichnete Schau zeigte die
Leistungen des Arbeitskreises bei der
Sanierung und dem Neubau von Woh-
nungen sowie bei der Gestaltung des
Wohnumfeldes. Ihren Namen erhielt die
Ausstellung, weil die Fotos und Texte auf
Fensterflügel montiert waren, die bei der
Sanierung von Häusern entfernt worden
waren. Zudem hingen sie in den Schau-
fenstern des Gewerbeobjektes Am Find-
ling. Auch an weiteren öffentlich wirksa-
men Aktionen des Arbeitskreises hat der
Bauverein Babelsberg aktiv teilgenom-
men. Dazu zählen Ausstellungen, Work-
shops, öffentliche Präsentationen, stu-
dentische Wettbewerbe, Feste und ande-
re Veranstaltungen. Zudem hat sich der
Bauverein an der Erstellung gemeinsa-
mer Publikationen beteiligt - freilich nicht
ohne darauf zu achten, dass sein Beitrag
auch gebührend Erwähnung und Würdi-
gung findet.
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Mit den 
Mitgliedern

Die intensive Zeit der Bautätigkeit zwischen 1999 und
2001 machten die gründlichere Information der Mitglie-
der des Bauvereins notwendig. Aber auch über die Viel-
zahl der kooperativen Projekte, an denen der Bauverein
über den Arbeitkreis Stadtspuren beteiligt war, wollten
die Mitglieder unterrichtet werden.
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Mitgliederversammlung 2003 (Bild Seite 58),
Gartenfeste zum 100. Geburtstag des Bau-
vereins in den Wohnanlagen „Am Findling“
und in der Hermann-Maaß-Straße 
(Fotos rechts und mitte), Titelblatt der Mit-
gliederinformation (links), Besuch des Vor-
standes bei Jubilaren (links unten),
Sanierungsfest mit Matthias Platzeck in
Zentrum Ost 2000 (rechts unten)



Pünktlich zum Geburtstag des Bauver-
eins sind die Baumaßnahmen in der Her-
mann-Maaß-Straße beendet. Zu der
Wohnanlage gehören 29 Wohnungen, die
in zwei Bauabschnitten ab 1914 und ab
1928 gebaut worden waren. Ursprüng-
licher Eigentümer und Bauherr waren
seinerzeit die Frauenheimstätten, die
1941 mit dem Bauverein fusionierten.
Nun wurden die Dächer und Fassaden
erneuert, die Hausflure renoviert und die
Elektro-Anlagen modernisiert. Neu sind
die Wechselsprechanlagen und die Re-
genversickerung. Im Juli 2003 begannen
die Bauarbeiten, im Frühjahr 2004 sind
sie beendet.

Insgesamt kann der Bauverein im
Jubiläumsjahr auf eine erfolgreiche Er-
neuerungsbilanz zurückschauen: 70%
aller Wohnungen sind in den letzten 10
Jahren vollständig modernisiert worden!
98% aller Wohnungen sind mit modernen
Heizungen ausgerüstet, lediglich in vier

Fällen heizt man noch mit Kohlen. Und
nicht nur in den Wohnungen, sondern
auch an den Wohngebäuden sind die
Anstrengungen der letzten Jahre ables-
bar. Der Geschäftsbericht für das Jahr
2003 bilanziert: Die Dächer der Wohn-
gebäude sind zu 81% erneuert, bei den
Fassaden sind es fast 60%. Zu 59% sind
die Hausflure der Gebäude renoviert und
instand gesetzt worden. 2 Wohnensem-
ble des Bauvereins - in der Hermann-
Maaß-Straße mit 29 und in Zentrum Ost
mit 90 Wohungen - sind vollständig er-
neuert. 

Die Sanierungsbemühungen werden
natürlich auch nach dem Jubiläum ihre
Fortsetzung finden.  In der Paul-Neu-
mann-Straße werden die Dächer saniert,
in der Wohnanlage „Am Findling“ stehen
die Hausflure auf dem Bauprogramm. In
der Franz-Mehring-Straße werden Dach-
geschossse ausgebaut, was die Anzahl
der Wohnungen vergrößern wird. 
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Ein Geschenk
zum Jubiläum

Zum 100. Geburtstag hat sich der Bauverein ein
Geschenk gemacht: die Sanierung und Modernisierung
der Wohnanlage in der Hermann-Maaß-Straße. 650.000
Euro wurden für die Arbeiten aufgewendet, die das
Wohnjuwel im neuen Glanz erstrahlen lassen.
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Ansichten aus der Wohnanlage Hermann-
Maaß-Straße vor, während und nach der
Sanierung. Wie bei allen Gebäuden des Bau-
vereins wird größten Wert auf die Erhaltung
der schönen Details gelegt, die den unver-
wechselbaren Charakter der Wohnanlagen
ausmachen.



Natürlich braucht man in unserer schnel-
len Zeit auch Hundertjährige. Denn dieser
kleine Bauverein hat etwas zu bieten,
was viele Menschen heute missen: Über-
schaubarkeit, kurze Wege, einfache
Strukturen und gemeinnützige Tradition.
Und vielleicht sind das Eigenheiten, die
man heute oder vielleicht auch erst mor-

gen wieder schätzen lernt. Denn gerade
weil die Welt so schnell, so grenzen- und
maßlos geworden ist, kann der Bauverein
mit seinen 100 Jahren Sicherheit und
Identität vermitteln.

Der Bauverein steht für Kontinuität in
den sich stets auch radikal wandelnden
gesellschaftlichen Verläufen: Kaiserzeit

und 1. Weltkrieg, Weimarer Republik und
Faschismus, 2. Weltkrieg und Zerstörung
Potsdams, DDR und schließlich die
Marktwirtschaft. Gleich, welche und wes-
sen Fahne gerade wehte - stets ging es
beim Bauverein um ein würdiges Woh-
nen, um ein menschliches Dasein. Zwar
wechselten über die Jahrzehnte die
Etiketten, hieß es mal vaterländisch, mal
königstreu, dann mal sozialistisch. Aber
unter den wechselnden Fassaden haben
die Mitglieder in „gesunden und zweck-
mäßig eingerichteten Wohnungen“ ge-
lebt, haben sie ihr Gartenland bewirt-
schaftet und als Nachbarn gemeinschaft-
lich zusammen gewohnt.

Der Bauverein steht für eine Tradition
der Selbst- und gegenseitigen Hilfe - ein
Prinzip, dass in diesen Jahren vielleicht
auch Antwort bieten kann auf ein kälter
werdendes soziales Klima. Vielleicht
kann die genossenschaftliche Tradition
eine Antwort bieten auf die Frage, wie
Gemeinwesen und Bürgersinn künftig
organisiert werden können. Angesichts
leerer öffentlicher Kassen müssen die
Dinge des Zusammenlebens neu bedacht
werden: Kann nachbarschaftliche Hilfe
die sozialen Netze erhalten helfen? Kann
unternehmerisches Engagement an die
Stelle der Kommune treten und für die
Pflege des öffentlichen Raumes aufkom-
men? Kann die gegenseitige Selbsthilfe
die staatlichen Zuwendungen für den Le-
bensunterhalt ergänzen oder gar erset-
zen? Brauchen wir die Frei- und Grün-
räume wieder für ergänzende Wirt-
schaftsgärten, weil Arbeit und Lohn nicht
für alle reichen? Der Bauverein ist als
Notgemeinschaft gegründet worden. Er
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Die nächsten 100 Jahre: Eine
Zierde für die ganze Gegend

Braucht die heutige Zeit, die seit 1904 um so vieles
schneller geworden ist, einen Hundertjährigen? Braucht
unsere Gesellschaft, deren Produkte und Ideen an glo-
balen Wettläufen teilnehmen, eine ehrwürdige Genos-
senschaft wie die unsere? Braucht es heutzutage, da
man meint, Hunderttausende von Wohnungen in Ost-
deutschland abreißen zu müssen, einen kleinen Bau-
verein mit nicht einmal 400 Wohnungen?



hat als Bedarfsgemeinschaft überlebt
und 100 Jahre lang funktioniert. Er wird
auch künftig in der Lage sein, Bedürf-
nisse zu bündeln, ihnen Ausdruck zu ver-
leihen und eine Organisationsform zu fin-
den, mit der man dem neuen Bedarf ge-
recht werden kann. Vielleicht kann er das
nicht allein. Vielleicht ist er mit nicht ein-
mal 400 Wohnungen zu klein dazu. Aber
im Verbund mit anderen könnte er es wie-
der und immer wieder schaffen.

Der Bauverein steht exemplarisch für
einen Ort, der immer und immer wieder
seine Identität suchen musste: von Neu-
endorf und Nowawes nach Babelsberg,
von dort nach Potsdam. Der Bauverein ist
mit diesen Veränderungen gewachsen.
Auf dem Weg nach Potsdam war er sogar
Pionier: Als erster besiedelte er das Bin-
deglied zwischen Babelsberg und Pots-
dam, das heute Zentrum Ost genannt
wird. So gesehen war der Bauverein
schon immer auch eine Zierde Potsdams. 

Der Bauverein hat die Chancen und
Möglichkeiten der letzten Jahre genutzt,
um die Mehrzahl seiner Wohnungen zu
modernisieren. Hat Babelsberg im letzten
Jahrzehnt einen Teil seiner ursprüngli-
chen Schönheit zurück gewinnen können,
so hat der Bauverein daran Anteil. Zwi-
schen all den aufstrebenden Lagen und
ihren Vermarktern ist der Bauverein ein
eher geruhsamer Anbieter. Seit 100 Jah-
ren am sozial Machbaren orientiert und
seit 100 Jahren dem Gemeinnutz ver-
pflichtet. Das macht seine Stärke aus. 
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Von links nach rechts: 
Horst Gösel (Vorstandsvorsitzender)
Rosemarie Röthel (Prokuristin)
Gerd Petrasch (Vorstand)
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Wir danken allen Mitgliedern, die uns in Gesprächen

die Geschichte des Bauvereins nahe gebracht

haben. Durch sie haben wir die Seele des Bauver-

eins kennenlernen dürfen. Ebenso danken wir allen

Mitgliedern, die uns Fotografien, Dokumente und

Schriftstücke zur Verfügung gestellt haben. 

Ohne diese Unterstützung wäre die Herstellung 

dieser Publikation nicht möglich gewesen. 

Erläuterungen zu den Umschlagseiten:

2. Umschlagseite: Lageplan vom Zentrum Ost aus

dem Jahre 1904. Rot eingezeichnet ist das erste vom

Bauverein erworbene Grundstück.

3. Umschlagseite: Die 5 Wohnstandorte der GWG

Bauverein Babelsberg

4. Umschlagseite/Abbildung: Entwurfszeichnung der

ursprünglichen Form der Spitze des Turmes des

Wohnhauses Lotte-Pulewka-/Ecke Max-Vollmer-

Straße. 

Text: Aus einem Bewerbungsschreiben an den

Vorstand aus dem Jahre 1994. 
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P OT S D A M -B A B E L S B E R G

1

4

5

3

2

1 Zentrum Ost
2 Großbeerenstraße/

Kopernikusstraße
3 Hermann-Maaß-Straße
4 Franz-Mehring-Straße
5 Paul-Neumann-Straße



Antrag auf Mitgliedschaft

Sehr geehrte Damen und Herren,
ich bitte hiermit höflichst um Aufnahme in die GWG Bauverein Babelsberg.
Gleichzeitig möchte ich mich um eine Ein-Zimmerwohnunng (oder größer)
bewerben, da ich mit meiner Mutter zusammenlebe, eine Freundin habe, und
die Wände meines Zimmers sehr dünn sind.

Mit freundlichen Grüßen




